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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Ewen 
(SPD) 


Trifft die Meldung in der „Welt'' vom 2. August 
1984 zu, Burideskanzler Kohl habe entschie- 
den, daß sich Bonn einer Forderung der Sowjets 
beugen und ohne Beteiligung des zweifellos 
hohen Fachwissens der Mitarbeiter des Umwelt- 
bundesamtes in Berlin an einer internationalen 
Umweltschutztagung in Taschkent teilnehmen 
soll? 


2. Abgeordnefer 
Ewen 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Besorgnis, daß die 
Rechte aus dem Viermächte-Abkommen zugun- 
sten der Berliner Bundesbehörden gegebenen- 
falls nicht voll ausgeschöpft wurden und damit 
die Position West-Berlins geschwächt werden 
könnte? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 30. August 

Die Bundesregierung hält an der Auffassung fest, daß die Teilnahme von 
Mitarbeitern des Umweltbundesamtes (UBA) an allen internationalen 
Tagungen im Rahmen der ECE möglich sein muß. Demgemäß ist die 
Bundesregierung stets nach dem Grundsatz verfahren, daß Mitarbeiter 
des UBA entsandt werden, wo immer sie dies von der Sache her für 
geboten hält und sie wird dies auch in Zukunft tun. 

Ob die Notwendigkeit aus Sachgründen im jeweiligen konkreten Fall 
besteht, entscheidet der zuständige Ressort- Minister} für den Umwelt- 
schutz ist das der Bundesminister des Innern. Demgemäß erfolgte auch 
die Entscheidung über die Zusammensetzung der deutschen Delegation 
für die internationale Umweltschutztagung in Taschkent aus fachlichen 
Gründen. Der Bundeskanzler hat auf diese Entscheidung keinen Ein- 
fluß genommen. 

Die Bundesregierung trägt dafür Sorge, daß Berlin (West) am internatio- 
nalen Austausch der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der strik- 
ten Einhaltung und vollen Anwendung des Viermächte-Abkommens von 
1971 auch weiterhin teilnehmen kann. 


3. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bun- 
desrepublik Deutschland an der internationalen 
Umweltschutz-Konferenz in Taschkent ohne 
einen Vertreter des Umweltbundesamtes in Ber- 
lin als Mitglied der deutschen Delegation teil- 
nehmen wird, und wie ist bejahendenfalls ein 
solches Vorgehen mit den Grundsätzen der Ber- 
lin-Politik der Bundesregierung und mit der Ver- 
antwortung, die sie für die Zugehörigkeit Berlins 
zur Bundesrepublik Deutschland trägt, ver- 
einbar? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 31. August 


Die Bundesregierung hält an der Auffassung fest, daß die Teilnahme von 
Mitarbeitern des Umweltbundesamtes (UBA) an allen internationalen 
Tagungen im Rahmen der ECE möglich sein muß. Demgemäß ist die 
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Bundesregierung stets nach dem Grundsatz verfahren, daß Mitarbeiter 
des UBA entsandt werden, wo immer sie dies von der Sache her für 
geboten hält und sie wird dies auch in Zukunft tun. 

Ob die Notwendigkeit aus Sachgründen im jeweiligen konkreten Fall 
besteht, entscheidet der zuständige Ressort-Minister; für den Umwelt- 
schutz ist das der Bundesminister des Innern. Demgemäß erfolgte auch 
die Entscheidung über die Zusammensetzung der deutschen Delegation 
für die internationale Umweltschutztagung in Taschkent aus fachlichen 
Gründen. 

Die Bundesregierung trägt dafür Sorge, daß Berlin (West) am internatio- 
nalen Austausch der Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der strik- 
ten Einhaltung und vollen Anwendung des Viermächte-Abkommens von 
1971 auch weiterhin teilnehmen kann. 


4. Abgeordneter Wie ist die Ansicht der Bundesregierung zur 

Dr. Enders Empfehlung 396 der Versammlung der WEU, 

(SPD) insbesondere hinsichtlich ihrer Fähigkeit, im Fal- 

le einer Krise in Europa soweit wie möglich je- 
den Abzug und Einsatz von für Europa bestimm- 
ten Verstärkungen der Vereinigten Staaten von 
Amerika außerhalb des NATO-Bereichs zu kom- 
pensieren? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 31. August 

Die Bundesrepublik Deutschland ist fest im Nordatlantischen Bündnis 
und der Gemeinschaft freier demokratischer Völker verankert. Die West- 
europäische Union (WEU), der die Bundesrepublik Deutschland seit 19v54 
angehört, trägt zur Stärkung des europäischen Pfeilers des Nordatlanti- 
schen Bündnisses bei und ist durch Artikel 4 des WEU-Vertrages eng mit 
der NATO verbunden. Die Bundesregierung verfolgt deshalb in der von 
Ihnen angeschnittenen Frage in der WEU die gleiche Politik wie in der 
NATO. Ich zitiere hierzu aus dem Kommunique der Ministertagung dos 
Nordatlantikrates vom 29. bis 31. Mai 1984 in Washington: 

„Die Bündnispartner sind der Auffassung, daß die Respektierung echter 
Blockfreiheit durch alle Staaten in bedeutsamer Weise zur internationa- 
len Stabilität beiträgt. Sie sind sich dessen bewußt, daß ihre gemeinsa- 
men Interessen als Mitglieder des Bündnisses durch Ereignisse außerhalb 
des Vertragsgebiets beeinträchtigt werden können. Sie werden in recht- 
zeitige Konsultationen über derartige Ereignisse eintreten, wenn festge- 
stellt ist, daß ihre gemeinsamen Interessen berührt sind. Im Vertragsge- 
biet müssen ausreichende militärische Fähigkeiten gewährleistet blei- 
ben, um eine angemessene Verteidigung aufrechtzuerhalten. Diejenigen 
Bündnispartner, die dazu in der Lage sind, werden sich bemühen, dieje- 
nigen souveränen Staaten, die bei der Abwehr von Bedrohungen ihrer 
Sicherheit und Unabhängigkeit um Hilfe bitten, zu unterstützen. Bünd- 
nispartner, die in der Lage sind, die Verlegung von Streitkräften außer- 
halb des Vertragsgebiets zu erleichtern, können dies auf Grund natio- 
naler Entscheidung tun." 


5. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend der 
Empfehlung 396 der Versammlung der WEU 
durch eine koordinierte Aufklärungskampagne 
dafür zu sorgen, daß die europäische Position in 
der Verteidigungspolitik in den Vereinigten 
Staaten von Amerika, insbesondere gegenüber 
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den Ausschüssen und Mitarbeitern des Kongres- 
ses in aller Klarheit verdeutlicht wird, und durch 
welche Maßnahmen gedenkt sie dies gegebe- 
nenfalls zu verwirklichen? 

Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 31. August 

Die Bundesregierung trägt schon bisher in Zusammenarbeit mit anderen 
Bündnispartnern der Westeuropäische Union (WEU) und der Nordatlanti- 
schen Allianz dazu bei, die europäische Position und die Notwendigkeit 
der transatlantischen Zusammenarbeit in den sicherheitspolitischen Fra- 
gen auf angemessene und effektive Weise der Öffentlichkeit und einfluß- 
reichen politischen Kreisen der Vereinigten Staaten von Amerika darzu- 
stellen. Bisher wurde dies insbesondere durch die erfolgreiche Arbeit der 
Eurogroup des Bündnisses erreicht, u. a. durch Veröffentlichung entspre- 
chender Unterlagen, Verlautbarungen, Broschüren, Füme, abgestimmte 
Vortragsreisen von sicherheitspolitischen Fachleuten aus verschiedenen 
europäischen Bündnisländern in die Vereinigten Staaten von Amerika. 
Der geplanten verstärkten Nutzung der WEU, einschließlich der WEU- 
Versammlung, zur Stärkung des europäischen Pfeilers der Nordatlanti- 
schen Allianz kommt in Zukunft auch in diesem Zusammenhang große 
Bedeutung zu. 


6. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Was hat die Bundesregierung veranlaßt, neue 
Vorschriften zur Erteilung von Durchreisevisen 
für ungarische Staatsangehörige zu erlassen, mit 
denen seit Frühjahr 1984 kurze Besichtigungen, 
Einkäufe und Besuche während der Durchreise 
durch die Bundesrepublik Deutschland ausge- 
schlossen werden, und wird die Bundesregie- 
rung diese als illiberal empfundene Bürokratisie- 
rung wieder zurücknehmen, um die menschli- 
chen Beziehungen zu fördern? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 31. August 

Die Bundesregierung hat keine neuen Vorschriften zur Erteilung von 
Durchreisevisen für ungarische Staatsangehörige erlassen. Die Erteilung 
von Durchreisesichtvermerken richtet sich nach wie vor für alle Auslän- 
der gleichermaßen nach § 5 des Ausländergesetzes in Verbindung mit 
der dazu ergangenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift. In Nummer 10 
dieser Verwaltungsvorschrift heißt es: 

„Mit einem Durchreisesichtvermerk soll lediglich die Durchreise durch 
das Bundesgebiet mit den hierbei unerläßlichen Unterbrechungen 
ermöglicht werden. Daher ist sorgfältig zu prüfen, ob Anhaltspunkte 
dafür vorliegen, daß der Ausländer beabsichtigt, den Aufenthalt im 
Bundesgebiet über die für die Durchreise erforderliche Zeit hinaus auszu- 
dehnen oder ihn zu anderen Zwecken auszunutzen (z. B. zum Besuch von 
Verwandten oder Bekannten, zu Besichtigungen, zu geschäftlichen Ver- 
handlungen oder zum Einkauf von Waren).“ 

Danach ist die Erteilung von Durchreisesichtvermerken für Besichtigun- 
gen, Einkäufe und Besuche während der Durchreise nicht gestattet. Das 
Auswärtige Amt hat im Einvernehmen mit dem Bundesminister des 
Innern mit Runderlaß vom 24. Januar 1983 -510-516.20- an diese 
Bestimmungen erinnert. 
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7. Abgeordnete 

Frau 

Nickels 

(DIE GRÜNEN) 


Hat die Bundesregierung von folgender Äuße- 
rung des Präsidenten der USA, unseres wichtig- 
sten Bündnispartners, am 11. August 1984 
Kenntnis erlangt: „Liebe Landsleute, ich freue 
mich. Ihnen mitteilen zu können, daß ich ein 
Gesetz unterzeichnet habe, das Rußland für im- 
mer für vogelfrei erklärt. Wir beginnen in fünf 
Minuten mit der Bombardierung."? 


8. Abgeordnete Wie beurteilt die Bundesregierung diese Äuße- 

Frau rung des amerikanischen Präsidenten? 

Nickels 

(DIE GRÜNEN) 


9. 


Abgeordnete 

Frau 

Nickels 


(DIE GRÜNEN) 


Sieht die Bundesregierung in dieser oder ähnli- 
chen Äußerungen eine Möglichkeit, das ange- 
spannte Ost- West-Verhältnis zu verbessern, die 
Aufrüstung zu stoppen und eher zu Abrüstungs- 
verhandlungen zu kommen, oder sieht die Bun- 
desregierung in solchen Äußerungen die Gefahr 
einer weiteren Verschlechterung des weltpoliti- 
schen Klimas? 


10. Abgeordnete 

Frau 

Nickels 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung 
zu unternehmen, um eventuelle negative Aus- 
wirkungen dieser Äußerung auf den Weltfrieden 
und auf das deutsch-deutsche Verhältnis zu ver- 
hindern oder zu begrenzen? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 6. September 

Präsident Reagan hat am 22. August 1984 gegenüber der Washington 
Post erklärt, er wünschte, er hätte die Äußerung nicht getan. Die Bundes- 
regierung teilt diesen Wunsch. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung und unterstreicht dies durch ihr 
gesamtes außenpolitisches Handeln, daß alles getan werden muß, das 
West-Ost-Verhältnis zu verbessern. Ein bedeutender Schritt hierzu wäre 
die Wiederaufnahme der von den Sowjets unterbrochenen Genfer 
Rüstungskontrollverhandlungen über START und INF, wie dies von der 
Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika gefordert wird. Die 
Bundesregierung setzt sich in allen ihren außenpolitischen Gesprächen 
und öffentlichen Verlautbarungen dafür ein, daß der notwendige Dialog 
zwischen West und Ost fortgeführt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


11. Abgeordneter Hält die Bundesregierung an ihrer Auffassung 

Pauli vom 15. Juni 1983 fest, wonach Listen über Eh- 

(SPD) rungen und Ordensverleihungen vor 1945 an 

ehemalige Kriegsteilnehmer bei der Außenstelle 
des Bundesarchivs in Kornelimünster nicht nur 
vorhanden sind, sondern auch zur Erteilung von 
Bescheinigungen über Dienstzeiten dienen, und 
wenn ja, wie erklärt sie dann die Tatsache, daß 
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Fragesteller nach wie vor sowohl bei der Wehr- 
machtsauskunftsstelle in Berlin als auch bei der 
zentralen Nachweisstelle Kornelimünster unvoll- 
ständige bzw. negative Auskünfte erhalten, ob- 
wohl sie in den bereits erwähnten Ordensverlei- 
henslisten mit ausführlicher Begründung unter 
Angabe von Dienstzeiten aufgeführt sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

In Beantwortung einer von Ihnen gestellten mündlichen Frage wurde in 
der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 15. Juni 1983 zum 
Informationswert der in der Außenstelle des Bundesarchivs, Zentralnach- 
weisstelle (ZNS), Aachen-Kornelimünster, verwahrten Listen des Ober- 
kommandos des Heeres über Ehrungen und Ordensverleihungen u. a. 
erklärt, daß die Listen zum einen der Erteilung von Bescheinigungen 
über den Besitz bestimmter Auszeichnungen sowie dem Nachweis der 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten Einheit zu einem bestimmten Zeit- 
punkt dienen können. 

Darüber hinausgehende Informationen sind den Verleihungslisten, die 
insgesamt etwa 5,4 Millionen Nennungen umfassen, nicht zu entnehmen. 

Für die Erteilung von Dienstzeitbescheinigungen ist in erster Linie auf die 
bei der deutschen Dienststelle für die Benachrichtigung der nächsten 
Angehörigen von Gefallenen der ehemaligen Deutschen Wehrmacht 
(WASt) in Berlin verwahrten Erkennungsmarkenverzeichnisse und die 
übrigen bei der ZNS vorhandenen Unterlagen, wie z. B. insbesondere die 
Wehrstammbücher, zurückzugreifen, weil sie ausführlichere Informatio- 
nen bieten. Diese Unterlagen sind für Personalrecherchen systematisch 
erschlossen und werden seit Jahrzehnten bei allen Anfragen herangezo- 
gen. Die nach Einheiten geordneten Verleihungslistcn bilden in diesem 
Zusammenhang einen Teilbestand, dessen Bedeutung wegen der punk- 
tuellen Nachweismöglichkeit für die Bescheinigung von Dienstzeiten nur 
relativ ist. 

Weil die Erkennungsmarkenverzeichnisse bei der WASt für die letzten 
Kriegsmonate ab Dezember 1944 lückenhaft sind, sind jedoch für diese 
Zeiträume alle Nennungen der Geburtsjahrgänge 1927 und jünger in den 
Verleihungslisten zusätzlich in einer Namenskartei erfaßt worden. So ist 
sichergestellt, daß in diesen Fällen bei negativem Ermittlungsergebnis 
der WASt in kürzester Zeit ein Nachweis aus den Verleihungslisten der 
ZNS geführt werden kann, auch wenn der Auskunftssuchende nicht in 
der Lage sein sollte, die damalige Einheit zu nennen. 

Eine spezielle Überlieferungslücke bei der WASt ist dem Bundesarchiv 
erst bei einer erneuten Überprüfung von WASt- und ZNS-Beständen in 
der ersten Jahreshälfte 1984 bekanntgeworden. Sie betrifft vor allem 
ehemalige Angehörige von Einheiten der Waffen-SS und einiger anderer 
nicht zum Heer gehörender Einheiten. Der WASt sind daher sofort die 
Verleihungslisten dieser Einheiten übersandt worden, damit sie die bis- 
her an diesen Personcnkreis erteilten Auskünfte überprüfen und eventu- 
ell ergänzen kann. 

Der Vollständigkeit halber darf ich noch darauf hinweisen, daß es neben 
den von Ihnen erwähnten Verleihungslisten mit etwa 5,4 Millionen Nen- 
nungen auch noch etwa 10 000 Einzelvorschläge für Ordensverleihun- 
gen gibt. Diese enthalten in der Tat und im Gegensatz zu den Verlci- 
hungslisten ausführliche Begründungen und Angaben zum Verlauf und 
zu den Daten der Dienstzeit. Deshalb sind die Vorschlagslisten bereits ab 
Geburtsjahrgang 1920 für eine Namenskartei ausgewertet worden, um 
die Auskunftserteilung zu erleichtern. 
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12. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan, um zusam- 

Conradi men mit der Stadt Bonn (und dem Land Nord- 

(SPD) rhein-Westfalen) zu einer abgestimmten Ge- 

samtkonzeption „Kunsthalle in der Bundes- 
hauptstadt" zu kommen, die den Bedürfnissen 
eines städtischen Kunstmuseums und den viel- 
fältigen, darüber hinausgehenden nationalen 
und internationalen Nutzungsvorstellungen ent- 
spricht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

Die Bundesregierung hat wiederholt, insbesondere auch in der Regie- 
rungserklärung vom 4. Mai 1983, ihre Bereitschaft zum Ausdruck 
gebracht, der Stadt Bonn dabei zu helfen, daß sie ihrer Funktion als 
Bundeshauptstadt gerecht werden kann. Hierzu gehört auch eine Struk- 
tur, die es ermöghcht, unsere Kultur ebenso wie internationale kulturelle 
Entwicklungen angemessen in der Bundeshauptstadt darzustellen. 

Nachdem über frühere Konzeptionen - wie Sie wissen — das notwendige 
Einvernehmen mit den Ländern nicht erzielt werden konnte, war die 
Bundesregierung von Anfang an für pragmatische Lösungen offen, die 
Erfolgsaussicht versprachen. Eine solche Lösung liegt nunmehr vor: Die 
Stadt Bonn will auf dem Gelände Friedrich-Ebert-Allee/Walter-Hex- 
Straße den Neubau eines städtischen Kunstmuseums errichten. Auf dem- 
selben Gelände strebt der Bund eine Kunst- und Ausstellungshalle an. 
Beide Einrichtungen sollen sich in der Sache ergänzen, dies soll auch in 
der architektonischen Gestaltung zum Ausdruck kommen. 

Diese nunmehr verfolgte Lösung, die insgesamt gesehen viele Elemente 
des ursprünglichen Vorhabens „Kunsthalle in der Bundeshauptstadt" 
aufnimmt, ist zwischen dem Bund, der Stadt Bonn und dem Land Nord- 
rhein-Westfalen abgestimmt, insbesondere im Kuratorium für kulturelle 
Angelegenheiten der Stadt Bonn nach Artikel 2 Abs. 2 der Bonn-Ver- 
einbarung '80 und im Gemeinsamen Ausschuß Bundeshauptstadt Bonn 
nach Artikel 4 der Vereinbarung über den weiteren Ausbau Bonns als 
Bundeshauptstadt vom 11. September 1975. Sie hat auch die grundsätzli- 
che Zustimmung der Länder gefunden. 


13. Abgeordneter Hat die Stadt Bonn die Bundesregierung (und 

Conradi die Landesregierung Nordrhein-Westfalen) an 

(SPD) der Erarbeitung der Ausschreibungsunterlagen 

(Konzeption, Raumprogramm etc.) für den von 
ihr ausgeschriebenen Architektenwettbewerb 
eines städtischen Kunstmuseums beteiligt, und 
hat die Bundesregierung die über dieses Projekt 
hinausgehenden, seit langem vorliegenden Kon- 
zeptionen einer „Kunsthalle in der Bundeshaupt- 
stadt" in diese Ausschreibung mit eingebracht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

An der Erarbeitung der Ausschreibungsunterlagen für den Architekten- 
wettbewerb eines städtischen Kunstmuseums hat die Stadt Bonn die 
Bundesregierung beteiügt. 

In den Ausschreibungsunterlagen sind mit dem Bund abgestimmte erste 
Aussagen zur Kunst- und Ausstellungshalle enthalten. Diese Vorstellun- 
gen wird der Bund, insbesondere was das Raumprogramm betrifft, in 
den nächsten Wochen weiter konkretisieren. 
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In welcher Form werden die Teilnehmer des von 
der Stadt Bonn ausgelobten Architekten Wettbe- 
werbs für das städtische Kunstmuseum über die 
weitergehenden Vorstellungen einer „Kunsthal- 
le in der Bundeshauptstadt" informiert, und wel- 
che Aussagen über die Verbindung der verschie- 
denen Funktionen in einem späteren Gesamt- 
komplex werden von den Wettbewerbsteilneh- 
mern erwartet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

Die Teilnehmer des ausgelobten Architektenwettbewerbs wurden, wie 
zuvor ausgeführt, über die Grundvorstellungen zu einer Kunst- und 
Ausstellungshalle unterrichtet. Da das frühere, umfassender angelegte 
Vorhaben einer „Kunsthalle in der Bundeshauptstadt" in dieser Form 
nicht weiterverfolgt wird, bestand auch kein Anlaß, hierzu besondere 
Ausführungen in die Ausschreibungsunterlagen aufzunehmen. 

Da städtisches Kunstmuseum und Kunst- und Ausstellungshalle in engem 
sachlichen und räumlichen Bezug zueinander stehen, wird von den 
Wettbewerbsteilnehmern erwartet, daß sie Möglichkeiten der gemeinsa- 
men Nutzung bestimmter Bereiche prüfen und unter Wahrung der Eigen- 
ständigkeit beider Vorhaben im Rahmen des möglichen vorsehen. 

15. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen gediehen, die 

Conradi „Kunsthalle in der Bundeshauptstadt" in Träger- 
lSPD) Schaft der Kulturstiftung des Bundes und der 

Länder (Vereinbarung vom 6. Juni 1984) zu er- 
richten, und für welche Teile des Gesamtkom- 
plexes soll die Kultur Stiftung zuständig sein? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

Am 6. Juni 1984 haben sich die Regierungschefs der Länder und am 
7. Juni 1984 die Regierungschefs von Bund und Ländern grundsätzlich 
darüber verständigt, daß die Länder eine Kulturstiftung errichten, an der 
der Bund mitwirkt. Eine „ Kulturstiftung des Bundes und der Länder" ist 
nicht vorgesehen. Ebensowenig ist daran gedacht, eine „Kunsthalle in 
der Bundeshauptstadt" oder die nunmehr angestrebte Kunst- und Aus- 
stellungshalle „in der Trägerschaft der Kulturstiftung" zu errichten. 

16. Abgeordneter In wieviel Fällen wurde das Verhalten von V- 

Dr. Emmerlich Leuten und verdeckt arbeitenden Polizeibeam- 

(SPD) ten, z. B. in Form von Disziplinarverfahren oder 

Straf- bzw. Ermittlungsverfahren beanstandet, 
und was war jeweils das Ergebnis dieser Bean- 
standungen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 31. August 

Bisher sind im Bereich des Bundeskriminalamtes jeweils in einem Fall das 
Verhalten von V-Personen und verdeckt ermittelnden Polizeibeamten 
beanstandet worden. Während das Strafverfahren gegen die V-Person 
wegen unbekannten Aufenthalt des Verdächtigen bisher nicht durchge- 
führt werden konnte, ist der verdeckte Ermittler wegen eines Tatkomple- 
xes zu acht Monaten Freiheitsstrafe mit Bewährung verurteilt worden; ein 
weiterer Tatkomplex steht noch zur Entscheidung an. Das parallel hierzu 
laufende Disziplinarverfahren ist noch nicht abgeschlossen. 


14. Abgeordneter 
Conradi 
(SPD) 
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Diese zwei Fälle können kein Anlaß sein, auf die Verwendung von V- 
Leuten und verdeckt ermittelnden Polizeibeamten zu verzichten. Ihr 
Einsatz ist zur Bekämpfung bestimmter Formen der Schwerstkriminalität 
notwendig. 

17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Klagen, 

Dolata vor allem auch der Landesarchäologen, daß in 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland Tausende von 

Schatzsuchern unterwegs sind, die mit im Ein- 
zelfall bescheidenem Aufwand und der Hilfe 
moderner Technik, nämlich preisgünstigen Me- 
talldetektoren und Ultraschallgeräten für Boden- 
ortung als Raubgräber vorgeschichtliches Kul- 
turgut und damit jährlich Millionen werte aus 
dem Boden holen oder auch auf eigene Faust auf 
unverantwortliche Munitionssuche gehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

Die Bundesregierung teilt die von dem Verband der Landesarchäologen 
in der Bundesrepublik Deutschland schon mehrfach geäußerte Besorgnis, 
daß durch unkontrollierte, unsachgemäße Ausgrabungen und sonstige 
Nachforschungen oft sehr wertvolles, nicht nur regional sondern auch 
national bedeutendes Kulturgut zerstört oder beschädigt wird. Insbeson- 
dere wird eine Klärung der Fundumstände verhindert, die für die wissen- 
schaftliche Auswertung unerläßlich ist. Das Deutsche Nationalkomitee 
für Denkmalschutz wird den Verband der Landesarchäologen dabei 
unterstützen, die Öffentlichkeit in verstärktem Maße über die Gefähr- 
dung wertvollsten Kulturgutes durch diese „Raubgrabungen" zu unter- 
richten. 

Vielfach ist nicht bekannt, daß für Nachforschungen, insbesondere Aus- 
grabungen, mit dem Ziel, Kulturdenkmäler zu entdecken, nach allen 
Denkmalschutzgesetzen der Länder eine Genehmigung erforderlich ist. 
Wer ohne eine solche Genehmigung gezielte Nachforschungen nach 
Kulturdenkmälern anstellt, begeht eine Ordnungswidrigkeit und muß mit 
empfindlichen Geldbußen rechnen. 

Informationen darüber, daß Private auf Munitionssuche gehen, sind der 
Bundesregierung dagegen nicht bekannt. 


18. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, über das in 

Dolata Baden-Württemberg bereits existierende Gesetz 

(CDU/CSU) hinaus ein bundeseinheitliches Gesetz zu schaf- 

fen, das solche illegale Suche auf öffentlichem 
Grund als Straftat (Fundunterschlagung) dekla- 
riert oder durch andere juristische Möglichkeiten 
dafür zu sorgen, daß diese private Suche nach 
Bodenfunden von Gerichten nicht als eine Art 
Kavaliersdelikt behandelt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 5. September 

Die Bundesregierung hält die bestehenden Rechtsvorschriften für ausrei- 
chend. 

Sie geht nicht davon aus, daß die Mißachtung der Denkmalschutzgesetze 
der Länder von Gerichten als „Kavaliersdelikt" behandelt wird. 
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19. Abgeordneter 

Becker 

(Nienberge) 

(SPD) 


Betrachtet die Bundesregierung den Segelflug- 
sport - insbesondere für jugendliche Flugschü- 
ler- als förderungswürdig im Sinne der ein- 
schlägigen Bundes- und Ländervorschriften, und 
wenn ja, mit welchen Beträgen hilft sie bzw. 
helfen die Bundesländer auf Grund der Feststel- 
lungen der Bundesregierung den vier bekannten 
Fliegerschulen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land (Unterwössen, Burg Feuerstein, Hornberg 
und Oerlinghausen) finanziell bei der Ausbil- 
dung jugendlicher Flugschüler? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 31. August 

Die Bundesregierung betrachtet den Segelflugsport als förderungswür- 
dig. Sie stellt dem Deutschen Aero-Club Mittel für die jährlichen Schu- 
lungs- und Wettkampfprogramme für die Segelflug-Nationalkader zur 
Verfügung. Sie hat darüber hinaus den Bau des Landesleistungszentrums 
mit Bundesnutzung für Segelfliegen in Marpingen (Saarland) mitfinan- 
ziert. 

Die Ausbildung jugendlicher Flugschüler in den Fliegerschulen Unter- 
wössen, Burg Feuerstein, Hornberg und Oerlinghausen kann die Bundes- 
regierung nicht finanzieren, da ihre Förderungszuständigkeit aus finanz- 
verfassungsrechtlichen Gründen auf die Förderung bundeszentraler 
Sportorganisationen beschränkt ist und die Ausbildung jugendlicher 
Flugschüler eine Aufgabe der regionalen Sportorganisationen ist. 

Einzelheiten über die finanzielle Förderung der vier genannten Flieger- 
schulen durch die Bundesländer sind der Bundesregierung nicht be- 
kannt. 


20. Abgeordneter Lassen sich diese Finanzhilfen in den nächsten 

Becker Jahren erheblich erhöhen und gegebenenfalls 

(Nienberge) auf wieviel? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 31. August 

Die Bundesregierung wird aus dem zu 1. genannten Grunde auch künftig 
keine Finanzhilfen für die Ausbildung jugendlicher Flugschüler in den 
vier genannten Fliegerschulen leisten können. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, ob und in welchem Umfang die 
Bundesländer in den nächsten Jahren Finanzhilfen für diesen Zweck 
leisten werden. 


21. Abgeordneter 

Dr. Schmude 


(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Dr. Miltner, daß Struktur- 
verbesserungen notwendig sind, um die „An- 
gehörigen des einfachen Dienstes aus der Nähe 
der Sozialhilfe wegzubringen", und ist es der 
Bundesregierung möglich, Vergleichsberech- 
nungen über das Verhältnis der Einkommen im 
einfachen Dienst und den Sozialhilfesätzen vor- 
zulegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 3. September 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß Strukturverbesserungen in 
der Besoldung, sobald die allgemeine Finanz- und Haushaltslage solche 
Verbesserungen ermöglicht, mit Vorrang beim einfachen Dienst notwen- 
dig sind. Probleme im Verhältnis zur Sozialhilfe gibt es aber, wie Sie 
wissen, nicht erst jetzt; sie reichen zurück schon in die Zeit der früheren 
Bundesregierung. Lösungen sind bei der drigend notwendigen Konsoli- 
dierung der öffentlichen Haushalte nicht leichter geworden als früher. 
Die Bundesregierung muß Lösungsmöglichkeiten zugunsten der unteren 
Besoldungsgruppen sorgfältig auf den Finanzrahmen und auf künftige 
Anpassungen der Löhne und Gehälter im öffentlichen Dienst an die 
Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen und finanziellen Verhält- 
nisse abstimmen. 

Zu den gewünschten Vergleichsberechnungen bemerke ich: 

Die Verhältnisse im Öffentlichen Dienst und im Sozialhilfebereich sind 
nur bedingt vergleichbar. Im öffentlichen Dienst sind die Besoldungsbe- 
träge bei gleichen Voraussetzungen (Besoldungsgruppe, Dienstalter, 
Zahl der Familienmitglieder) bundesweit gleich, ohne noch unterschied- 
liche örtliche Lebenshaltungskosten zu berücksichtigen. Dagegen kön- 
nen Sozialhüfeleistungen örtlich unterschiedlich sein und individuell sehr 
schwanken. 

Die folgenden überschlägigen Beispielsrechnungen nach dem Stand Mai 
1983 vergleichen verheiratete, alleinverdienende Beamte mit zwei Kin- 
dern der Besoldungs-Gruppe A 2, A3 und A 4 mit entsprechenden 
Sozialhilfeempfängern, unterschieden nach den Merkmalen „erwerbstä- 
tig“ und „nicht erwerbstätig“. Bei der unter dem Stichwort „erwerbstä- 
tig" aufgeführten Gruppe handelt es sich um solche Sozialhilfeempfän- 
ger, die zusätzlich zu einem Arbeitsentgelt Sozialhilfe beziehen. Der 
Sozialhilfebedarf wurde aus dem Durchschnitt der Sozialhilfeleistungen 
einiger Großstädte (Hilfe zum Lebensunterhalt, ohne Hilfe in besonderen 
Lebenslagen) errechnet. Die Berechnungen weisen bei der Besoldung 
des einfachen Dienstes auf eine zum Teil kritische Nähe des Einkommens 
zur Sozialhilfe, insbesondere bei Familien mit älteren Kindern, hin: 


Beamter (Nettoberechnung) 


Sozialhilfeempfänger 


Bes. -Gr. 

32 Jahre 

2 Kinder 
(4, 8 Jahre) 

38 Jahre 

2 Kinder 
(12, 16 Jahre) 

32 Jahre 

2 Kinder 
(4, 8 Jahre) 

38 Jahre 

2 Kinder 
(12, 16 Jahre) 




erwerbs- 

tätig 

nicht 

erwerbs- 

tätig 

erwerbs- 

tätig 

nicht 

erwerbs- 

tätig 

A2 

1943,80 

2 025,63 

1891,— 

1722,— 

2 105,— 

1 936,— 

A3 

2012,78 

2 098,36 

1891,— 

1722,— 

2 105,— 

1 936,— 

A4 

2070,90 

2169,39 

1891,— 

1 722,— 

2 105,— 

1 936,— 


Tendenziell gilt diese Situation auch 1984. Die Regelsätze der Sozialhilfe 
sind ab 1. Juli 1984 um durchschnittlich 3,2 v.H. angehoben worden. 
Insofern ist eine leichte Veränderung zu Ungunsten der Beamten einge- 
treten. 

Ich nehme im übrigen ergänzend auf die Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Spranger vom 23. August 1983 auf die Schriftliche Frage 
der Abgeordneten Frau Männle (Drucksache 10/320) Bezug. 
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22. Abgeordneter Kann die Bundesregierung auf meine schriftli- 

Dr. Schmude chen Fragen vom März dieses Jahres nunmehr 

(SPD) mitteilen, wann die Prüfung der Probleme des 

einfachen und mittleren Dienstes abgeschlossen 
sein wird und wann mit konkreten Verbesse- 
rungsvorschlägen der Bundesregierung zu rech- 
nen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 3. September 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß sich die Überlegungen zu 
notwendigen Maßnahmen bis Ende 1984/Anfang 1985 konkretisiert 
haben. Hierzu ist neben der Abstimmung zwischen den Bundesressorts 
auch die Beteiligung der Länder erforderlich. 


23. Abgeordneter Welche gewerkschaftlichen Forderungen nach 

Dr. Schmude Strukturverbesserungen im einfachen Dienst be- 

(SPD) zieht die Bundesregierung in ihre Prüfung ein 

und mit welchen Kosten würden die Haushalte 
in Bund, Ländern und Gemeinden bei Verwirkli- 
chung dieser Forderungen belastet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 3. September 

Die Bundesregierung bezieht grundsätzlich alle Forderungen der 
Gewerkschaften nach Strukturverbesserungen im einfachen Dienst in 
ihre Prüfung ein. Für eine Entscheidung zugunsten der einen oder ande- 
ren Maßnahme sind Kostengründe, aber auch Bewertungsfragen im 
Rahmen des Bezahlungs- und Ämtergefüges maßgebend. Ich bitte um 
Verständnis dafür, daß ich mich zu bestimmten Maßnahmen erst äußern 
kann, wenn der Meinungsbildungsprozeß zwischen den beteiligten Stel- 
len abgeschlossen ist; das gilt auch für Kostenangaben. 


24. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
Vorschläge des nordrhein-westfälischen Kultus- 
ministers Schwier zum Beamtenrecht (Kürzung 
der Gehälter um vier Prozent bei gleichzeitiger 
Verringerung der Arbeitszeit) im Rahmen der 
konkurrierenden Gesetzgebung zu verwirkli- 
chen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr.Waffenschmidt 
vom 5. September 

Die Bundesregierung ist bisher mit den Vorschlägen der Landesregie- 
rung von Nordrhein-Westfalen nicht befaßt worden. Dem Vernehmen 
nach richten sich die Vorschläge der nordrhein-westfälischen Landesre- 
gierung zunächst an die Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder. 
Die Bundesregierung möchte dieser Meinungsbildung im Länderbereich 
nicht vorgreifen, zumal fast ausschließlich Länderpersonal betroffen ist. 

Ganz allgemein ist darauf hinzuweisen, daß Beamte grundsätzlich im 
Rahmen des gegenseitigen Dienst- und Treueverhältnisses nach Maß- 
gabe der allgemeinen Arbeitszeit zum vollen Einsatz ihrer Arbeitskraft 
verpflichtet, aber auch berechtigt sind. 
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25. Abgeordneter Wieviel Verstöße von Kindern gegen Bestim- 

Jaunich mungen des Strafgesetzbuches sind im Jahr 1983 

(SPD) aktenkundig bzw. statistisch erfaßt worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 31. August 

Straftaten von Kindern werden zwar grundsätzlich in der Polizeilichen 
Kriminalstatistik erfaßt. Für 1983 können jedoch aus folgenden Gründen 
keine Aussagen gemacht werden: 

Zum 1. Januar 1983 hatten Bund und Länder die Einführung der echten 
Tatverdächtigenzählung beschlossen, um die bisherige Mehrfachzäh- 
lung von innerhalb eines Jahres wiederholt ermittelten Tatverdächtigen 
zu vermeiden. Verbunden waren damit Änderungen bei den Erhebungs- 
merkmalen und im Tabellenaufbau. Da mehrere Bundesländer diesen 
Änderungstermin nicht einhalten konnten und die Daten für 1983 in 
Zählweise und Tabellenaufbau uneinheitlich an das Bundeskriminal amt 
geliefert wurden, ist eine Zusammenfassung der Tatverdächtigenzahlen 
auf Bundesebene in diesem Jahr nicht möglich. 


26. Abgeordneter Wie hat sich die Delinquenz von Kindern seit 

Jaunich 1980 entwickelt und wie verteilt sie sich auf die 

(SPD) einzelnen Straftatbestände? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 31. August 

Die Kinderdelinquenz ist seit 1980 in absoluten Zahlen ständig gesunken. 
Nach dem Bundeskriminalamt zugegangenen Meldungen einzelner Bun- 
desländer setzte sich dieser Trend auch 1983 fort. Ursache hierfür ist in 
erster Linie das Nachwachsen geburtenschwacher Jahrgänge. 

Nach den Polizeilichen Kriminalstatistiken der Jahre 1980 bis 1982 glie- 
dern sich die tatverdächtigen Kinder nach Straftaten (Gruppen) wie folgt 
auf: 

(Siehe Tabelle Seite 13) 

Wie in den Vorjahren sind Jungen ganz überwiegend beim Diebstahl und 
der Sachbeschädigung in Erscheinung getreten, während sich die Straf- 
fälligkeit von Mädchen weitgehend auf den Diebstahl ohne erschwe- 
rende Umstände beschränkte. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


27. Abgeordneter 

Gerstein 


(CDU/CSU) 


Welche Erklärung hat die Bundesregierung für 
den drastischen Rückgang der Zahl der Auslege- 
stellen für Patentschriften von 43 im Jahre 1960 
auf 14 im Jahre 1984? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 5. September 

Im Zuständigkeitsbereich des Bundes bestehen die vom Deutschen 
Patentamt unterhaltenen Patentauslegehallen in München und Berlin. 
Daneben gibt es zwölf Patentschriftenauslegestellen, die von verschiede- 
nen privaten und öffentlich-rechtlichen Trägern unterhalten werden und 
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1980 1 

1981 1 

1982 

Straftatengruppe 

männlich 

weiblich 

männliche 

weiblich 

männlich 

weiblich 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Anzahl 

in V. H. 

Mord und Totschlag 

9 

0,0 

2 

0,0 

7 

0,0 

2 

0,0 

11 

0,0 

j 

— 

Vergewaltigung 

19 

0,0 

— 

— 

38 

0,1 

— 

— 

27 

0,0 

1 

0,0 

Raub, räuberische Erpressung 

und räuberischer Angriff auf Kraftfahrer 

1071 

1,5 

104 

0,6 

1216 

1,8 

94 

0,6 

1 147 

1,8 

91 

0,5 

Gefährliche und schwerer Körperverletzung 

1 198 

1,7 

191 

1,1 

1 107 

1,6 

217 

1,3 

1078 

1,7 

199 

1,2 

(Vorsätzliche leichte) Körperverletzung 

1175 

1,6 

269 

1,6 

1248 

1,8 

277 

1,7 

1045 

1,6 

216 

1,3 

Straftaten gegen die persönliche Freiheit 

365 

0,5 

53 

0,3 

324 

0,5 

75 

0,5 

337 

0,5 

55 

0,3 

Diebstahl ohne erschwerende Umstände 

40 801 

56,3 

13 578 

79,0 

40 385 

58,4 

13 138 

79,4 

38770 

59,5 

13 601 

80,7 

Diebstahl unter erschwerenden Umständen 

16 065 

22,2 

924 

5,4 

16028 

23,2 

1 128 

6,8 

14618 

22,5 

1 110 

6,6 

Betrug 

792 

1,1 

255 

1,5 

876 

1,3 

248 

1,5 

918 

1.4 

238 

1,4 

Untreue 

1 

0,0 

— 

— 

2 

0,0 

— 

— 

3 

0,0 

— 

— 

Unterschlagung 

585 

0,8 

102 

0,6 

531 

0,8 

74 

0,4 

581 

0,9 

72 

0,4 

Urkundenfälschung 

106 

0,1 

31 

0,2 

138 

0,2 

33 

0,2 

106 

0,2 

36 

0,2 

Erpressung 

211 

0,3 

64 

0,4 

261 

0,4 

40 

0,2 

171 

0,3 

31 

0,2 

Widerstand gegen die Staatsgewalt 

und Straftaten gegen die öffentliche Ordnung 

1078 

1,5 

356 

2,1 

961 

1,4 

316 

1,9 

824 

1.3 

280 

1,7 

Begünstigung, Strafvereitelung und Hehlerei 

871 

1,2 

163 

0,9 

865 

1,3 

173 

1,0 

861 

1,3 

141 

0,8 

Brandstiftung 

2 649 

3,7 

391 

2,3 

2 021 

2,9 

316 

1,9 

2 004 

3,1 

333 

2.0 

darunter; 

- (Vorsätzliche) Brandstiftung 

608 

0,8 

44 

0,3 

474 

0,7 

41 

0,2 

470 

0,7 

54 

0,3 

Beleidigung 

330 

0,5 

144 

0,8 

341 

0,5 

84 

0,5 

268 

0,4 

79 

0,5 

Sachbeschädigung 

11208 

15,5 

1023 

6,0 

9 226 

13,3 

914 

5,5 

7 895 

12,1 

777 

4,6 

Straftaten gegen strafrechtliche 

Nebengesetze auf dem Wirtschaftssektor 

1 

0,0 

— 

— 

1 

0,0 

1 

0,0 

2 

0,0 

— 

— 

Rauschgiftdelikte 

56 

0,1 

37 

0,2 

46 

0,1 

47 

0,3 

39 

0,1 

32 

0,2 

Straftaten insgesamt 

72 461 

100,0 

17 177 

100,0 

69109 

100,0 

16 550 

100,0 

65107 

100,0 

16 847 

100,0 


00 
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zum Teil in freier Selbsthilfe geschaffene berufsständische Einrichtungen 
darstellen. Eine Verwaltungskompetenz des Bundes ist insoweit nicht 
gegeben. 

Soweit der Bundesregierung Erkenntnisse vorliegen, ist der Rückgang in 
der Anzahl der Auslegestellen auf folgende Umstände zurückzuführen; 

Unter den 1960 vorhandenen 43 Patentauslegestellen unterhielt die 
Mehrzahl nur eine sehr eingeschränkte Dokumentenauswahl, die an den 
spezifischen regionalen Wirtschaftsinteressen orientiert war. Die Anfor- 
derungen der Benutzer an die Vervollständigung der Sammlungen und 
das damit verbundene Anwachsen der Dokumentation führte teilweise zu 
Unterbringungsproblemen, insbesondere aber zu Personalproblemen für 
die Bereitstellung, die Einordnung und die Pflege des Dokumentenbe- 
standes. 

Obgleich die Patentauslegestellen vom Deutschen Patentamt kostenlos 
mit den Deutschen Patentdokumenten beliefert werden (Wert: jährlich 
etwa 2,5 Millionen DM), konnte der verbleibende Aufwand nur noch von 
wenigen Trägern erbracht werden. 


28. Abgeordneter Welche Maßnahmen ergreift die Bundesregie- 

Gerstein rung im Zusammenwirken mit Bund, Ländern 

(CDU/CSU) und Gemeinden, um künftig wieder die Paten- 

tauskunftsmöglichkeiten, die insbesondere der 
Klein- und Mittelständischen Wirtschaft ohne 
eigenes Archivwesen dienen, zu verbessern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Kinkel 
vom 5. September 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das in den Patentdokumen- 
ten enthaltene technische Wissen für die Volkswirtschaft unverzichtbar 
ist und insbesondere von den kleinen und mittleren Unternehmen stärker 
genutzt werden sollte. Dieses Wissen ist der Öffentlichkeit derzeit durch 
unmittelbaren Bezug von Patentschriften, Einsichtnahme in den zwei 
Patentauslegehallen des Deutschen Patentamtes oder in den Patent- 
schriftenauslegestellen zugänglich. Um den Zugang weiter zu erleichtern 
und die Nutzungsmöglichkeiten auszubauen, verfolgt die Bundesregie- 
rung folgende Maßnahmen: 

- Eine Arbeitsgruppe des Bundesministeriums der Justiz ist beauftragt, 
in einem Gesamtkonzept Entscheidungsgrundlagen für den Aufbau 
einer rechnergestützten Patentdokumentation und -information zu 
erarbeiten, die dem Bedarf des Deutschen Patentamts und der 
gewerblichen Wirtschaft sowie den Erfordernissen einer wachsenden 
internationalen Kooperation beim Austausch von Patentinformationen 
in gleicher Weise Rechnung tragen. 

- Ein Konsortium unter Federführung des Fachinformationszentrums 
Karlsruhe entwickelt und erprobt mit Mitteln des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften ein Pilotprojekt für ein deutsches Patent- und Fachin- 
formationssystem, das ab 1. Februar 1985 on line über das Fachinfor- 
mationszentrum Karlsruhe unter anderem 

- die bibliographischen Daten der deutschen Patentschriften ab 1973 

- den vollständigen Inhalt (Text, gegebenenfalls Zeichnung) der 
Titelseiten der deutschen Offenlegungsschriften ab Ende 1981 

anbieten soll. 

Über die weiteren Maßnahmen wird die Bundesregierung nach Vorlage 
des Gesamtkonzepts und auf Grund der praktischen Erfahrungen des 
Konsortiums entscheiden. 
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Daneben unterstützt die Bundesregierung alle Bestrebungen der Patent- 
schriftenauslegestellen, ihr Angebot an Patentschriften zu vervollständi- 
gen und zu verbessern. Die Bundesregierung fördert in diesem Zusam- 
menhang Modellversuche bei den Patentschriftenauslegestellen Dort- 
mund und Stuttgart zur Einbeziehung der Auslegestellen in einen akti- 
ven Informations- und Beratungsprozeß. Dabei wird auch untersucht, wie 
die Attraktivität der Auslegestellen durch das Angebot von Informations- 
seminaren und den Ausbau der Beratung erhöht werden kann. 

Schließlich ist auf die von der Wirtschaftsministerkonferenz der Länder 
eingerichtete Arbeitsgruppe „Patentinformation" hinzuweisen, die sich 
unter Beteiligung des Bundes gleichfalls mit den Möglichkeiten einer 
Verbesserung der Patentinformation befaßt. Die Bundesregierung hat in 
diesem Zusammenhang wiederholt darauf hingewiesen, daß eine gesi- 
cherte finanzielle Basis der Patentschriftenauslegestellen Voraussetzung 
einer Verbesserung der Information und Beratung insbesondere für 
kleine und mittlere Unternehmen ist. Sie sieht hierin eine wichtige 
Aufgabe der Länder. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die beschriebenen Vorha- 
ben insgesamt eine wesentliche Verbesserung der Patentinformation 
bewirken werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


29. Abgeordneter Wieviel von der vom Bundesfinanzminister 

Poß Dr. Stoltenberg (ZDF-Sendung WISO am 

(SPD) 21. August 1984) genannten „steuerlichen Er- 

leichterung" von rund 500 DM im Jahre 1986, 
die die Steuerreform einem Familienvater, Al- 
leinverdienender mit zwei Kindern und einem 
Jahres-Bruttoeinkommen zwischen 40 000 DM 
und 50 000 DM bringen wird, entfallen im Jahre 
1986 auf die steuertariflichen Änderungen und 
wieviel auf die Entlastung durch die Einführung 
der steuerlichen Kinderfreibeträge? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. September 

Die Arbeiten an den Steuertabellen für die vom Bundeskabinett am 
3. Juli 1984 beschlossene Senkung der Lohn- und Einkommensteuer zum 
1. Januar 1986 und zum 1. Januar 1988 sind noch nicht ganz abgeschlos- 
sen. Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg sind daher bisher noch keine 
Berechnungen vorgelegt worden; er konnte somit das in der ZDF-Sen- 
dung am 21. August 1984 erfragte Entlastungbeispiel nur nach einer 
überschlägigen vorsichtigen Schätzung beziffern. 

Gesicherte Berechnungsergebnisse werden voraussichtlich bis Ende Sep- 
tember 1984 mit dem Referentenentwurf vorliegen. Nach ersten vorläufi- 
gen Berechnungsergebnissen, wird sich für einen Familienvater, Allein- 
verdiener mit zwei Kindern und einem Bruttojahresverdienst zwischen 
40 000 DM und 50 000 DM die Steuerbelastung je nach Auswirkung des 
Wegfalls der Kinderadditive bei den Sonderausgaben sogar um rund 
650 DM bis etwa 950 DM pro Jahr mit voller Wirksamkeit ab 1986 
ermäßigen. Dabei entfallen auf die Verbesserung des steuerlichen Kin- 
derlastenausgleichs etwa 500 DM bis 800 DM. 
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30. Abgeordnete 

Frau 

Simonis 

(SPD) 


Wie hoch waren die auf US-Dollar lautenden 
Forderungen der Deutschen Bundesbank zum 
Jahresende 1983 und zu welchem Umrech- 
nungskurs sind sie in der Bilanz in DM ange- 
setzt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. September 

Die auf US-Dollar lautenden Forderungen der Deutschen Bundesbank 
beliefen sich zum Jahresende 1983 auf rund 23 Milliarden US-Dollar 
ohne die auf den Europäischen Fonds für währungspolitische Zusammen- 
arbeit vorläufig übertragenen rund 5 Milliarden US-Dollar. Die auf US- 
Dollar lautenden Forderungen wurden unverändert mit 1,7275 DM be- 
wertet. 


31. Abgeordnete Wie wurden die im Jahresergebnis 1983 enthal- 

Frau tenen Bewertungsgewinne der Deutschen Bun- 

Simonis desbank verwendet? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. September 

Die Bewertungsgewinne in Höhe von 1,6 Milliarden DM, die vornehmlich 
auf Grund der Kursveränderungen der Deutschen Mark gegenüber dem 
Sonderziehungsrecht (SZR) entstanden sind, wurden nicht als Gewinn 
ausgeschüttet, sondern den Rückstellungen zugeführt. 


32. Abgeordneter Wie hoch sind die Beträge, die wir nach Aussage 

Curdt von Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg (siehe 

(SPD) BPA -ZDF-WISO- vom 21. August 1984) „in 

Brüssel durch die Einschränkung der Überpro- 
duktion (im Agrarbereich) sparen", von denen 
wir „nur einen kleinen Teil dieses sehr vielen 
Geldes als nationalen Ausgleich wiedergeben"? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. September 

Bundesfinanzminister Dr. Stoltenberg hat in dem von Ihnen zitierten 
Interview betont, daß die Bundesregierung erhebliche Einsparungen aus 
den vom Agrarministerrat beschlossenen Maßnahmen zur Einschrän- 
kung der Überproduktion, insbesondere im Bereich Milch, erwartet. Ziel 
dieser Maßnahmen ist es nämlich, zu einer Steigerungsrate bei den 
Agrarausgaben zu kommen, die unter der Zuwachsrate der Eigenmittel 
bleibt. Da die Steigerungsrate der Agrarausgaben z. B. im Jahre 1983 
28 V. H. erreicht hatte, werden mit der Verwirklichung dieses Zieles 
erhebliche Einsparungen verbunden sein. 

Die von Ihnen gewünschte quantitative Aussage ist nicht möglich, zumal 
die beschlossenen Maßnahmen gerade erst angelaufen sind. 
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33. Abgeordneter 

Müller 

(Wesseling) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wie viele Ren- 
ten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zur 
Zeit in welcher Höhe besteuert werden, und wie 
hoch ist dabei der Anteil der Rentenversicherung 
der Arbeiter, der Angestellten und der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 4. September 

Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung zählen zu den sonstigen 
Einkünften nach § 22 EStG. In der Einkommensteuerstatistik 1980 sind 
die sonstigen Einkünfte ohne nähere Aufschlüsselung mit rund 1,6 Mil- 
lionen Fällen und einem Volumen von rund 5,8 Milliarden DM ausgewie- 
sen (Statistisches Jahrbuch 1984, S. 449). Angaben zu Zahl und Arten der 
besteuerten Renten sind deshalb nicht möglich. 

Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegen rechtlich als 
Leibrenten nur mit ihrem Ertragsanteil der Einkommensteuer. Die Höhe 
der Ertragsanteile von Leibrenten ist in § 22 Nr. 1 Einkommensteuerge- 
setz festgelegt worden. 

Tatsächlich bleibt die ganz überwiegende Zahl der Renten aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung (Volumen 1980: 116,6 Milliarden DM) 
unversteuert; denn in den Fällen, in denen der Rentner nur seine Rente 
bezieht und sowohl bei ihm als auch bei seinem Ehegatten keine weite- 
ren Einkünfte vorliegen, werden die den Rentnern zustehenden steuerli- 
chen Freibeträge im allgemeinen nicht überschritten. 


34. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung nunmehr meine Fra- 
gen (siehe Drucksache 10/1775, Seite 17) beant- 
worten, wie hoch nach dem Beschluß des Bun- 
deskabinetts vom 3. Juli 1984 im Jahr 1986 und 
im Jahr 1988 die steuerliche Entlastung (gegen- 
über geltendem Recht) für ein Ehepaar ohne 
Kinder mit einem Jahreseinkommen von 
20 000 DM, 40 000 DM, 60 000 DM, 100 000 DM, 
200 000 DM und 300 000 DM ist? 


35. Abgeordneter Bei welchen Jahreseinkommen von Verheirate- 

Dr. Spöri ten ohne Kinder ergibt sich nach dem Beschluß 

(SPD) des Bundeskabinetts vom 3. Juli 1984 die höch- 

ste relative (prozentuale auf Einkommen bezo- 
gene) und die höchste absolute Entlastung? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 3. September 

Die neuen Steuertabellen sind noch nicht endgültig fertiggestellt. Daher 
können zur Zeit nur vorläufige Angaben über die Auswirkungen der 
geplanten Steuersenkung 1986/88 gemacht werden. 

Bei Steuerbelastungsvergleichen ist zunächst zu beachten, wieviel Steu- 
ern überhaupt gezahlt werden. Wer keine oder wenig Steuern entrichtet, 
kann auch nicht mit hohen absoluten Beträgen entlastet werden. So 
erhielten bei der letzten Tarif änderung 1981 Steuerpflichtige in der 
unteren Proportionalzone überhaupt keine Entlastung. 

Die erfragten Entlastungsbeispiele - einschließlich 80 000 DM zu versteu- 
erndes Einkommen - sind - unter dem obengenannten Vorbehalt - in 
der folgenden Übersicht beziffert: 


17 



Drucksache 10/1952 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Ehepaar ohne Kinder (Splittingtabelle) 


Zu ver- 
steuerndes 
Einkommen 

Steuerbelasti 

Tarif 1981 

Ling nach 

Tarif TIA 

Entlastung 

insgesamt 

davon zusätz- 
lich 

1986 1988 

TDM 

DM 

! 

V. H. : 

DM 

V. H. 

DM 

DM 

DM 

20 

2542 

12,7 

2 398 

12,0 

144 

144 

— 

40 

6992 

17,5 

6 830 

17,1 

162 

152 

10 

60 

13 084 

21,8 

12 382 

20,6 

702 

358 

344 

80 

21012 

26,3 

19328 

24,2 

1684 

728 

956 

100 

30138 

30,1 

27 364 

27,4 

2 774 

1 124 

1650 

200 

82 472 

41,2 

76 026 

38,0 

6 446 

2 632 

3814 

300 

138278 

46,1 

130 948 

43,7 

7 330 

3192 

4 138 


Entsprechend der Zielsetzung der Steuersenkung sollen vor allem auch 
Familien mit Kindern weniger Steuern zahlen. Für eine ausgewogene 
Beurteilung der beabsichtigten Steuerentlastung empfiehlt es sich daher, 
Steuerpflichtige mit Kindern in den Belastungsvergleich einzubeziehen. 

Nachfolgend sind deshalb die obigen Entlastungsbeispiele für ein Ehe- 
paar mit zwei Kindern dargestellt. Dabei wurde angenommen, daß sich 
der Wegfall der Kinderadditive mit 600 DM je Kind auswirkt. 


Ehepaar mit zwei Kindern 


Zu ver- 
steuerndes 
Einkommen * ) 

Steuerbelasi 

Tarif 1981 

ung nach 

Tarif TIA 

•*) 

Entlastung 

insgesamt 

davon zusätz- 
lich 

1986 1988 

TDM 

DM 

V. H. 

DM 

V. H. 

DM 

DM 

DM 

20 

2 542 

12,7 

1758 

8,8 

784 

784 

— 

40 

6 992 

17,5 

6 156 

15,4 

836 

836 

— 

60 

13 084 

21,8 

11478 

19,1 

1606 

1334 

272 

80 

21012 

26,3 

18 240 

22,8 

2 772 

2478 

294 

100 

30 138 

30,1 

26178 

26,2 

3 960 

2 406 

1554 

200 

82 472 

41,2 

74 502 

37,3 

7 970 

4 190 

3 780 

300 

138278 

46,1 

129316 

43,1 

8 962 

4 824 

4 138 


*) Nach Abzug des geltenden Kinderfreibetrages von 432 DM je Kind 
•*)mit Berücksichtigung der auf 2 484 DM je Kind angehobenen Kinderfreibe- 
träge 


Für Verheiratete ohne Kinder (Splittingtabelle) beträgt 

- die höchste relative (prozentuale auf Einkommen) bezogene Entla- 
stung 3,3 V. H. bei einem zu versteuernden Einkommen von 
167 292 DM (Steuerbelastung nach geltendem Recht: 64 718 DM = 
38,7 V. H. des zu versteuernden Einkommens; verbleibende Steuerbe- 
lastung 1988: 59 256 DM = 35,4 v. H. des zu versteuernden Einkom- 
mens) 

- die höchste absolute Entlastung 7 332 DM bei einem zu versteuernden 
Einkommen von 259 632 DM (Steuerbelastung nach geltendem Recht: 
115 720 DM = 44,6 v. H. des zu versteuernden Einkommens; verblei- 
bende Steuerbelastung 1988: 108388 DM = 41,7 v. H. des zu ver- 
steuernden Einkommens). 


36. Abgeordneter Wie hoch sind die seit 1956 dem Saarland zuge- 

Poß flossenen Einqliederunqshilfen? 

(SPD) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. September 

Die dem Saarland seit 1956 zugeflossenen Eingliederungshilfen im 
rechtstechnischen Sinne machen einen verhältnismäßig geringen Anteil 
der Bundeshilfen für das Saarland aus; sie belaufen sich auf rund 470 Mil- 
lionen DM. Es sind dies die zur Entlastung der Ausgabenseite des 
saarländischen Haushalts gewährten Ausgleichsleistungen in Höhe von 

- rund 400 Millionen DM wegen der Übernahme der früheren Eisen- 
bahnen des Saarlandes und der Post- und Telegrafenverwaltung, 

- 66,2 Millionen DM auf Grund der Übernahme einer Darlehensforde- 
rung Frankreichs an das Saarland, 

die in den Jahren 1957 bis 1960 gewährt worden sind. Darüber hinaus hat 
das Saarland seit seiner Rückgliederung Finanzhilfen in erheblicher 
Größenordnung erhalten. So wurden in den Haushaltsjahren 1971 bis 
1983 rund 860 Millionen DM gewährt, im Soll 1984 sind 88 Millionen DM 
veranschlagt. An Sonderzuweisungen an das Saarland für Strukturmaß- 
nahmen wurden von 1968 bis 1980 20 Millionen DM jährlich, insbeson- 
dere zu Zwecken des Straßenbaus, gewährt. 

Nachrichtlich sei erwähnt, daß der Bundesminister für Verkehr für 

- den Ausbau der Bundeswasserstraße Saar 565 Mülionen DM 

- zusätzliche Maßnahmen des Bundesfemstraßenbaus 340 Millionen 
DM 

verausgabt hat. 


37. Abgeordneter Welche finanzverfassungsrechüichen oder fi- 

Poß nanzwirtschaftlichen Entscheidungen der Bun- 

(SPD) desregierung sind in den letzten 20 Jahren zu- 

gunsten des Saarlandes mit der Begründung ge- 
troffen worden, das Saarland und seine Wirt- 
schaft müßten mit finanzieller Hilfe von Bund 
und Ländern eingeghedert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6. September 

Besondere Entscheidungen finanzverfassungsrechthcher Art zugunsten 
des Saarlandes sind in der Vergangenheit nicht erfolgt. Bei den Verfas- 
sungsänderungen im Rahmen der Finanzreform 1969 ging es um die 
generelle Neuordnung der Einnahmen- und Ausgabenverteilung zwi- 
schen Bund und Ländern. 

Die finanzwirtschaftlichen Entscheidungen der letzten 20 Jahre zugun- 
sten des Saarlandes erfolgten durchweg auf der Grundlage des Artikels 
104 a Abs. 4 GG. Die nachhaltige Schwäche des Saarlandes wegen seiner 
späten Eingliederung in die Bundesrepublik Deutschland hat bei diesen 
Entscheidungen eine Rolle gespielt, und zwar unabhängig davon, ob und 
bei welchen Entscheidungen zugunsten des Saarlandes auf diesen Sach- 
verhalt hingewiesen worden ist. 


38. Abgeordneter 

Poß 

(SPD) 


Gibt es nicht in den letzten 20 Jahren offizielle 
Erklärungen der Bundesregierung, daß die Ein- 
gliederung des Saarlandes endgültig abge- 
schlossen sei? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 6, September 

Eine offizielle Erklärung der Bundesregierung, daß die Eingliederung des 
Saarlandes endgültig abgeschlossen sei, ist mir nicht bekannt. Meines 
Wissens hatte die Bundesregierung bisher keinen Anlaß, über den 
Abschluß der Eingliederung des Saarlandes einen Beschluß zu fassen. 


39. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Deutsche Bundestag noch 
am 15. März 1984 beschlossen hat, daß der im 
9. Subventionsbericht vom 6. September 1983 
angekündigte und zahlenmäßig quantifizierte 
Abbau der Finanzhilfen des Bundes bis 1987 
„keinesfalls unterschritten werden“ dürfe? 


40. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Wie begründet die Bundesregierung, daß der 
Bundesfinanzminister bereits fünf Monate spä- 
ter, am 14. August 1984, der Bundespressekonfe- 
renz Zahlen vorgelegt hat, nach denen das Volu- 
men der Finanzhilfen bis 1987 jährlich um rund 
1 Milliarde DM höher liegt als durch den Be- 
schluß des Deutschen Bundestages gefordert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. September 

Der von Ihnen zitierte Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
15. März 1984 bezieht sich hinsichtlich der Finanzhilfen auf Daten des 
(inzwischen fortgeschriebenen) Finanzplans 1983 bis 1987, die die Bun- 
desregierung in dieser Form erstmals im 9. Subventionsbericht vorgelegt 
und veröffentlicht hat. Die Angaben über Finanzhilfen im 9. Subventions- 
bericht (Stand 6. September 1983) für das Jahr 1984 beruhten auf dem 
Haushaltsentwurf 1984. Am 9. Dezember 1983 hat der Deutsche Bundes- 
tag den Bundeshaushalt 1984 verabschiedet und gleichzeitig damit 
einige Ansätze für Finanzhilfen des Bundes um fast 1 Milliarde DM, 
insbesondere für die Bereiche Kohle und Stahl, aufgestockt. Diese Anhe- 
bung der Finanzhilfen im Bundeshaushalt 1984 hat auch Auswirkungen 
für die Fortschreibung des Finanzplans. 

Die vom Bundesfinanzminister in der Pressekonferenz vom 14. August 
1984 genannten Angaben über Finanzhilfen des Bundes bezogen sich auf 
den (neuen) Finanzplan 1984 bis 1988. Die jährliche Anpassung und 
Fortschreibung der Finanzpläne ist im Stabilitäts- und Wachstumsgesetz 
ausdrücklich vorgesehen. 

Der Wert der Finanzpläne liegt vor allem darin, daß sie keinen starren 
Rahmen setzen, sondern ein flexibles Instrument bilden. Auf diese Weise 
können die mittelfristigen Konsequenzen der aktuellen Haushaltspolitik 
- auch auf Grund von Beschlüssen des Deutschen Bundestages - so 
genau wie möglich dargestellt und in vielen Bereichen eine Verstetigung 
der Haushaltsentwicklung erreicht werden. 


41. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


Bei welchen einzelnen Finanzhilfen weichen die 
vom Bundesfinanzminister am 14. August 1984 
genannten Ausgabenansätze von den Ansätzen 
der Finanzplanung 1983 bis 1987 ab? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. September 


Gegenüber dem alten Finanzplan 1983 bis 1987 mußten im Regierungs- 
entwurf 1985 bzw. dem neuen Finanzplan 1984 bis 1988 einige bedeut- 
same Finanzhilfen aufgestockt werden: 




1985 

1987 

a) 

Kokskohlebeihilfe 

+ 450 

+ 300 

b) 

Landwirtschafthche Unfallversicherung 

+ 280 

+ 400 

c) 

„Milchrente“ 

+ 100 

+ 100 

d) 

Stahlbereich 

+ 225 

— 


zu a) Der Schätzansatz für die Kokskohlebeihilfe ist gegenüber dem 
alten Finanzplan auf der Grundlage neuer Daten über den 
Kokskohleabsatz, vor allem aber wegen der Kostensteigerung 
bei der Förderung der deutschen Steinkohle angepaßt worden; 
im Ansatz ist dabei mit dem Ziel des Subventionsabbaus auch 
ein höherer Selbstbehalt für die Subventionsempfänger im 
Kohle- und Stahlbereich berücksichtigt worden. 

zu b) Die Verstärkung der Mittel für die Landwirtschaftliche Unfall- 
und c) Versicherung und die Einführung der Vergütung für die Auf- 
gabe der Milcherzeugung für den Markt („Milchrente“) sind 
Teil des Konzepts der Bundesregierung zum Ausgleich der 
Belastungen für die deutsche Landwirtschaft als Folge der Brüs- 
seler Beschlüsse; Teile dieses Konzepts sind bereits vom Deut- 
schen Bundestag am 8, Juni 1984 gebilligt worden. 

zu d) Erst nach Verabschiedung des Regierungsentwurfs für den Bun- 
deshaushalt 1984 und des Finanzplans 1983 bis 1987 wurde klar, 
daß sich die abschließende Vorlage der Unternehmenskonzepte 
und deren Prüfung durch die Bundesregierung verzögern wür- 
den mit der Folge, daß die für 1983 veranschlagten Strukturver- 
besserungshilfen für die Stahlindustrie nicht mehr abfließen 
würden. Außerdem wurde in den Verhandlungen mit den Bun- 
desländern mit Stahlstandorten vereinbart, daß der Bund 
anstelle der ursprünglich vorgesehenen hälftigen Beteiligung 
zwei Drittel der Strukturverbesserungshilfen übernehmen 
würde. Der Deutscher Bundestag hat hieraus die Konsequenzen 
gezogen, indem er den Ansatz für Maßnahmen im Stahlbereich 
gegenüber dem Regierungsentwurf für den Haushalt 1984 um 
die in 1983 nicht abgeflossenen Mittel in Höhe von rund 295 
Millionen DM aufgestockt hat und die im Regierungsentwurf 
vorgesehene Verpflichtungsermächtigung (fällig im Jahr 1985) 
erhöht hat. Auf Grund dieser Entwicklung mußte der Haushalts- 
entwurf 1985 gegenüber dem bisherigen Finanzplan angepaßt 
werden. 

Im Finanzplanungszeitraum bleibt es weiterhin bei dem vom Deutschen 
Bundestag im März d. J. empfohlenen weiteren Abbau von Finanzhilfen. 
Ihr Gesamtvolumen sinkt bis 1988 auf 11,3 Milliarden DM (= 4 v. H. 
der Gesamtausgaben) und liegt damit um gut 2 Milliarden DM unter 
dem Gesamtbetrag an Finanzhilfen 1981 - das entspricht einer Abnahme 
von 17 V. H. 


42. Abgeordneter 

Wieczorek 

(Duisburg) 

(SPD) 


In welcher Weise hat die Bundesregierung dem 
Auftrag des Deutschen Bundestages vom 
15. März 1984 Rechnung getragen, wonach bei 
der Überprüfung von Subventionen „als Beitrag 
zur Finanzierung der geplanten Anpassung des 
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Lohn- und Einkommensteuertarifs" auch Steuer- 
vergünstigungen einbezogen werden sollen, und 
wie schlägt sich das im Volumen der Steuerver- 
günstigungen nieder? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 5. September 

Die Bundesregierung hat vor ihren Beschlüssen zur Anpassung des Lohn- 
und Einkommensteuertarifs auf Grund konkreter Vorschläge des Bun- 
desministers der Finanzen den Abbau von Steuervergünstigungen in ihre 
Überlegungen einbezogen. Die Mehrheit der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages hat sich in Beschlüssen der Fraktionen von CDU/CSU und 
FDP im Juni 1984 eindeutig dafür ausgesprochen, die Entlastung bei der 
Lohn- und Einkommensteuer nicht mit Steuererhöhungen - und nichts 
anderes ist ja der Abbau von Steuervergünstigungen für die Betroffe- 
nen - zu verbinden. Die Bundesregierung hat dies bei ihren Entscheidun- 
gen vom 3. Juli 1984 berücksichtigt. 

Auch Mitglieder anderer Fraktionen des Deutschen Bundestages, so z. B. 
der stellvertretende Vorsitzende der Fraktion der SPD und frühere 
Finanzminister Dr. Apel, haben in der vorhergehenden öffentlichen Dis- 
kussion bestimmte Vorschläge zum Abbau von Steuervergünstigungen 
abgelehnt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


43. Abgeordneter 
Hedrich 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind für die Bundesregierung 
- abweichend von der weit weniger destriktiven 
Handhabung der europäischen Staaten und der 
USA - bei der Gewährung von Kreditlinien bzw. 
Kreditversicherungen für den Irak als einen der 
wichtigsten Märkte im Nahost-Bereich maßge- 
bend? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. September 

Bei der Gewährung von Ausfuhrbürgschaften für Irak-Geschäfte deut- 
scher Exporteure - der Bund gewährt selbst keine Kredite oder Kreditli- 
nien - hat die Bundesregierung bisher dem Umstand Rechnung getra- 
gen, daß dieser Markt einer der wichtigsten im Nahost-Bereich ist. Dies 
zeigt sich einmal in der sehr hohen Summe der auf den Irak übernomme- 
nen Deckungen des Bundes, vor allem aber in der Zustimmung zur 
Umstellung von Deckungen für Geschäfte zu Barzahlungsbedingungen 
in Kreditfinanzierungen. Diese Maßnahme war angesichts der akuten 
Finanzprobleme des Irak notwendig und hat insgesamt zu einer erheb- 
lichen Risikoerhöhung im Volumen für den Bund geführt. Da sich die 
Finanzlage des Irak nicht verändert hat und wir ohnehin das mit Abstand 
höchste Irak-Obligo der westlichen Exportkreditversicherer haben, kön- 
nen derzeit für neue Geschäfte im Irak grundsätzlich keine Deckungen 
gewährt werden. Allerdings wäre die Bundesregierung bereit, Deckun- 
gen für Projekte, die unmittelbar der Verbesserung der Finanzlage des 
Irak durch Erhöhung der Deviseneinnahmen dienen könnten, sehr sorg- 
fältig zu prüfen. 
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dienen diese nach Kenntnis der Bundesregierung vorwiegend den jewei- 
ligen Umfinanzierungsaktionen oder prioritären Projekten, die der Stär- 
kung der Devisenkraft des Landes dienen können. 


44. Abgeordneter 
Hedrich 
(CDU/CSU) 


Liegt der Bundesregierung Zahlenmaterial vor 
über die Verteilung der Hermes-Kreditversiche- 
rung im Bereich der deutschen Großindustrie 
und der mittelständischen Wirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. September 

Von den in 1983 ausgestellten Deckungsurkunden für Einzelgeschäfte 


entfielen auf 

- Unternehmen mit einem Jahresumsatz 

bis zu 50 Millionen DM 7 1 v. H. 

- Unternehmen mit einem Jahresumsatz 

von 50 Millionen DM bis zu 250 Millionen DM 1 1 v. H. 

- Unternehmen mit einem Jahresumsatz 

über 250 Millionen DM 18 v. H. 

Bei den Deckungsbeträgen ist das Zahlenverhältnis wie folgt: 

- Unternehmen bis 50 Millionen DM Jahresumsatz 59 v. H. 

- Unternehmen von 50 Millionen DM 

bis zu 250 Millionen DM Jahresumsatz 3 v. H. 

- Unternehmen mit einem Jahresumsatz 

über 250 Millionen DM 38 v. H. 


Es zeigt sich also, daß der weitaus größte Anteil der Ausfuhrgewährlei- 
stungen zugunsten von kleineren und mittleren Unternehmen vergeben 
werden. 

Die vorliegenden statistischen Angaben für das erste Halbjahr 1984 
weisen ähnliche Anteile aus. 

Bei den Sammeldeckungen für das laufende kurzfristige Ausfuhrgeschäft 
(Rahmenverträge — Ausfuhrpauschaldeckungen) wurden insgesamt bis 
Mitte 1984 790 Deckungsverträge abgeschlossen, davon 730 für Unter- 
nehmen mit einem Jahresumsatz bis zu 250 Millionen DM. 


45. 


Abgeordneter 

Dr. Struck 


(SPD) 


Welches der auf Bundesebene seit 1973 bis heu- 
te beschlossenen staatlichen Ausgabenprogram- 
me mit beschäftigungspolitischer Zielsetzung 
(vgl. Auflistung des Parlamentarischen Staatsse- 
kretärs Vogt in Drucksache 9/2231, S. 8) hält der 
Bundeswirtschaftsminister für ein Strohfeuerpro- 
gramm, das als „allgemeines Beschäftigungspro- 
gramm" „genereller Art", „auf irgendeine Weise 
künstlich Arbeitsplätze hat" und das keine kom- 
munalen Investitionen oder sektoralen Infra- 
struktureinrichtungen unterstützt hat? 


46, Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 


Ist die kurzfristige Vergabe, der in den meist vom 
Bundeswirtschaftsminister initiierten und vorbe- 
reiteten Programmen, Anlaß für die nachträgli- 
che Kritik an derartigen Programmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 5. September 

Die von Ihnen zitierte Kritik des Bundeswirtschaftsministers an allgemei- 
nen Beschäftigungsprogrammen richtet sich nicht gegen ein bestimmtes 
Programm, sondern gegen die undifferenzierte Vorstellung, mit allgemei- 
nen Beschäftigungsprogrammen könne man in jeder Situation - unab- 
hängig ob die wirtschaftlichen und finanziellen Wirkungsvoraussetzun- 
gen vorliegen - zu einer dauerhaften Steigerung des Beschäftigungsstan- 
des beitragen. 

Die Dauer der unmittelbaren Wirkungen staatlicher Ausgabenpro- 
gramme wird durch die Programmlaufzeit begrenzt. Der eigentliche 
Wachstums- und beschäftigungspolitische Erfolg solcher Programme 
hängt aber letztlich davon ab, ob es mit ihrer Hilfe gelingt, ohne Überfor- 
derung der öffentlichen Haushalte mittelbar die Eigenantriebskräfte der 
Wirtschaft zu mobilisieren und dadurch einen nachhaltigen Wachstums- 
prozeß zu erzeugen, der weit über die Programmlaufzeit hinausreicht. 
Nur dann lassen sich auch nennenswerte und dauerhafte Beschäftigungs- 
erfolge erzielen. 

Der Versuch einer Differenzierung zwischen den verschiedenen in der 
Vergangenheit aufgelegten Programmen stößt auf nicht ausräumbare 
Probleme, da es wegen der raschen zeitlichen Maßnahmenabfolge nicht 
selten zu Wirkungsüberschneidungen kam. Die Erfahrung hat allerdings 
gelehrt, daß die Wirkungen staatlicher Beschäftigungsprogramme mit 
ihrer immer kürzeren Abfolge mehr und mehr abnahmen. Dabei spielte 
auch eine Rolle, daß die Mitnehmereffekte übermäßig Zunahmen, Ent- 
scheidungen in Erwartung neuer Programme aufgeschoben wurden 
(„Attentismus"), die Staatsverschuldung übermäßig wuchs und die Viel- 
zahl der Programme zu neuen Unsicherheiten bei Investoren und Ver- 
brauchern führte. Ich räume allerdings ein, daß nicht alle in der Liste des 
BMA aufgeführten Programme über einen Leisten geschoren werden 
können. 

Die Herbeiführung und Sicherung eines nachhaltigen Wachstumsprozes- 
ses ist das vorrangige wirtschaftspolitische Ziel dieser Bundesregierung. 
Sie hat dazu die wachstumspolitischen Rahmenbedingungen erheblich 
verbessert und wird diese Politik auch in Zukunft fortsetzen. Auf diese 
Weise werden gleichzeitig die aufgezählten Nachteile vermieden, die mit 
staatlichen Ausgabenprogrammen verbunden sind. 


47. Abgeordneter 

Dr. Struck 

(SPD) 


Was unterscheidet nach Auffassung der Bundes- 
regierung in arbeitsmarktpolitischer und struk- 
turpolitischer Wirkung die Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen und die Investitionshilfen der Ge- 
meinschaftsaufgaben, die in den Einjahreshaus- 
halten des Bundes jeweils vorgesehen sind, von 
derartigen Programmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 5. September 

Die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit sind 
keine globalen Beschäftigungsprogramme, sondern gezielte Maßnah- 
men, um insbesondere schwer vermittelbaren Arbeitslosen eine zumin- 
dest zeitweise Beschäftigung zu verschaffen und damit eine dauerhafte 
Ausgliederung aus dem Arbeitsmarkt zu verhindern. Wegen dieser 
besonderen arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Zielsetzung muß in Kauf 
genommen werden, daß die Beschäftigungseffekte weitgehend auf die 
Zeit beschränkt sind, für die Haushaltsmittel eingesetzt werden. 
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Die Regionalförderung im Rahmen der Bund/Länder-Gemeinschaftsauf- 
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" zielt darauf ab, 
für die gewerbliche Wirtschaft in den strukturschwachen Regionen die 
Wettbewerbs- und Wachstumschancen zu verbessern, den Strukturwan- 
del zu erleichtern und im Vergleich zu anderen Regionen bestehende 
Arbeitsplatzdefizite abzubauen. Die Maßnahmen der Gemeinschaftsauf- 
gabe setzen folglich an den Angebotsbedingungen in den strukturschwa- 
chen Regionen an. Die langfristig angelegte Regionalförderung ist nicht 
geeignet - und wäre damit auch überfordert -, für konjunkturpolitische 
oder globale beschäftigungspolitische Zwecke eingesetzt zu werden. 


48. Abgeordneter 

Schneider 

(Idar-Oberstein) 

(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen unternimmt die Bundes- 
regierung, um durch Vereinfachung der Büro- 
kratie einen Anreiz zu Unternehmensneugrün- 
dungen zu schaffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. September 

Die Bundesregierung hält im Hinblick auf ihre wirtschaftspolitischen 
Zielsetzungen die von Existenzgründungen ausgehenden erheblichen 
positiven Wachstums- und Beschäftigungseffekte für unverzichtbar. Sie 
hat deshalb der Förderung von Existenzgründungen Priorität eingeräumt. 

Als spezielle Fördermaßnahmen für Existenzgründer führt der Bund im 
wesentlichen zwei große Finanzierungsprogramme durch, nämlich das 
ERP-Existenzgründungsprogramm und das Eigenkapitalhilfe-Programm. 
Diese Programme werden mit einem einheitlichen Antragsformular 
- zwei Seiten - bei der jeweiligen Hausbank beantragt und zentral von 
der Lastenausgleichsbank (LAB) - in Berlin der Berhner Industriekredit- 
bank - bearbeitet und entschieden. Die Bearbeitungszeit bei der LAB 
beträgt etwa drei Wochen, wenn sowohl Eigenkapitalhilfe als auch ein 
ERP-Existenzgründungsdarlehen beantragt wird; wird nur ein ERP-Exi- 
stenzgründungsdarlehen beantragt, ist die Bearbeitungszeit etwas gerin- 
ger, da hier die Hausbanken das volle Rückzahlungsrisiko tragen. Sind 
die Antragsunterlagen unvollständig, was nach Angaben der LAB auf die 
Mehrzahl der Fälle zutrifft, so kann sich die Bearbeitungszeit allerdings 
wesentlich verlängern. Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, 
daß auf eine einwandfreie Prüfung der Anträge Wert gelegt werden muß, 
da die Hilfen des Bundes im Hinblick auf die derzeitige Haushaltslage so 
sparsam und wirtschaftlich wie möglich vergeben werden müssen. 

Für die beiden genannten Programme, deren Richtlinien bereits vor 
einigen Jahren vereinfacht wurden und deren Antragsformular ver- 
einheitlicht wurde, wird von der Wirtschaft ausdrücklich bestätigt, daß 
es sich hierbei um ein unbürokratisches Verfahren handelt. 

Neben den Bundesprogrammen gibt es eine Reihe von Länderprogram- 
men zur Existenzgründungsförderung. Im Bund/Länder-Ausschuß Mit- 
telstand hat sich jedoch gezeigt, daß der Bund und die Mehrzahl der 
Länder der Auffassung sind, daß der Eindruck der Unübersichtlichkeit, 
der sich bei einer Gesamtschau aller Bundes- und Landesprogramme 
ergeben kann, für den einzelnen Existenzgründer kaum gilt; für diesen 
sind nui die Programme des Bundes und des jeweiligen Landes relevant; 
hier ist eine ausreichende Transparenz gegeben. Die Unterschiede in den 
Programmen sind nach Meinung des Bundes und der Mehrzahl der 
Länder als Folge einer eigenständigen, aus landesspezifische Erforder- 
nisse dusgerichteten Mittelstands- und Existenzgründungspolitik zu 
betrachten und erscheinen bei Abwägung der Vor- und Nachteile aus 
förderpolitischer Sicht hinnehmbar. Alle Mitglieder des Bund/Länder- 
Ausschusses Mittelstand sehen nach eingehender Prüfung derzeit keinen 
Handlungsraum für eine Harmonisierung der bestehenden Bundes- und 
Landesprogramme zur Förderung von Existenzgründungen. 
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Wichtiger als direkte Hilfen - Finanzierungshilfen, Beratungshilfen - ist 
jedoch für ein dauerhaft hohes Niveau der Existenzgründungen nach 
Auffassung der Bundesregierung, daß der Schritt in die Selbständigkeit 
durch den Abbau von Gründungshemmnissen und günstige und verläßli- 
che Rahmenbedingungen für selbständige Tätigkeit erleichtert werden 
muß; das Steuersystem wird u. a. durch die Tarifreform leistungs- und 
investitionsfreundlicher gestaltet werden, die Bemühungen um die Dere- 
gulierung und die Privatisierung öffentlicher Dienstleistungen müssen 
unvermindert fortgesetzt werden. 


49. Abgeordneter 

Schneider 

(Idar-Oberstein) 

(CDU/CSU) 


Welche besonderen Anstrengungen unternimmt 
die Bundesregierung hinsichtlich der Verringe- 
rung der Anzahl statistischer Erhebungen, die 
Unternehmen unentgeltlich für staatliche Institu- 
tionen zu erbringen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 3. September 


Die Bundesregierung ist schon seit längerem mit Erfolg dabei, den Kon- 
flikt zwischen der Belastung der durch amtliche Erhebungen Befragten 
und der notwendigen Beschaffung umfassender und dabei differenzierter 
Daten und Fakten zu verringern. Sie hat dazu einen interministeriellen 
„Abteilungsleiterausschuß Statistik" eingesetzt, der die Bundesstatisti- 
ken auf ihre politische Bedeutung überprüft und Kürzungsmöglichkeiten 
erarbeitet. Mit dem ersten Statistikbereinigungsgesetz von 1980 sind 
solche Kürzungen bereits verwirklicht und Einsparungen am statistischen 
Programm vorgenommen worden. Um schnell weitere Entlastungen zu 
realisieren, ist inzwischen eine Statistikbereinigungsverordnung vorbe- 
reitet worden, mit deren Verkündung in Kürze zu rechnen ist. Hiermit 
wird die Voraussetzung geschaffen, Statistiken für drei Jahre auszuset- 
zen oder ihre Periodizität entsprechend zu verlängern. Diese Verordnung 
soll später durch eine gesetzliche Regelung ersetzt werden. 

Speziell für den Bereich der Wirtschaftsstatistiken bringt die Verordnung 
u. a. 

- den Wegfall der Auftragsbestandsstatistik im Verarbeitenden Ge- 
werbe, 

- Verzicht auf die Erhebung für fachliche Unternehmensteile des Produ- 
zierenden Gewerbes, 

- die Reduzierung der Zahl der zu befragenden Unternehmen bei der 
Material- und Wareneingangserhebung im Verarbeitenden Gewerbe, 

- den Verzicht auf die Material- und Wareneingangserhebung im Bau- 
gewerbe, 

- Streichung der Textilfachstatistik, 

- Periodizitätsverlängerung der Berichterstattung in der Handelsver- 
mittlung und im Gastgewerbe von jährlich auf zweijährlich. 

Auf Drängen auch des Bundesministers für Wirtschaft sind die Statisti- 
schen Ämter bei der Durchführung der Statistikgesetzgebung daneben 
schon seit langem erfolgreich bemüht, den Erhebungsaufwand für die 
Unternehmen zu verringern; 

- Fragebögen werden vor ihrer Anwendung bei Erhebungen eingehend 
mit den Wirtschaftsverbänden auf zweckmäßige Gestaltung beraten 
und getestet. 

- Nach Möglichkeit werden nicht bei jeder Erhebung alle vorhandenen 
Erhebungseinheiten (Unternehmen bzw. Betriebe) herangezogen, 
sondern für die Berichtspflicht Grenzen bei den Betriebsgrößen festge- 
legt, die besonders zu einer Entlastung kleinerer Unternehmen 
führen. 
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- Statt umfassender Totalzählungen werden in steigendem Maße Stich- 
probenverfahren angewandt. 

- Zunehmend wird nach dem Rotationsverfahren gearbeitet, bei dem 
turnusmäßig wechselnd jeweils andere Unternehmen bzw. Betriebe 
berichtspflichtig werden. 

- Die berichtspflichtigen Unternehmen bzw. Betriebe werden von den 
Statistischen Ämtern frühzeitig informiert, um Gelegenheit zu haben, 
interne Vorkehrungen für die statistische Meldung zu treffen. 


50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ener- 

Dr. Klejdzinski gieversorgung Schwaben (EVS) einen Bezugs- 

(SPD) vertrag mit der Electricite de France (EdF) über 

400 Millionen Kilowattstunden Strom aus franzö- 
sischen Kernkraftwerken abgeschlossen hat, und 
wenn ja, in welchem Umfang könnte die Geneh- 
migung des Kernkraftwerkes Wyhl die Bedarfs- 
lücke decken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 5. September 

Der zwischen der Energieversorgung Schwaben (EVS) und der Electricite 
de France (EdF) vereinbarte Bezug von 400 Millionen Kilowatt/Stunden 
Strom aus Frankreich ist der Bundesregierung bekannt. Es handelt sich 
dabei um eine zeitlich eng befristete Lieferung (1. Januar bis 31. März 
1985), durch die die EVS einen kurzfristigen Engpaß ausgleicht, der 
zwischen dem Auslaufen eines anderen Strombezugsvertrages und der 
Inbetriebnahme eines EVS-eigenen Steinkohleblocks entstanden ist. 
Daraus wird bereits deutlich, daß die Genehmigung des Kernkraftwerks 
Wyhl diese Bedarfslücke nicht decken konnte. 


51. Abgeordneter Wieviel Tonnen einheimischer Kohle (unter Zu- 

Dr. Klejdzinski grundelegung eines modernen Kohlekraftwer- 

(SPD) kes mit Rauchgasentschwefelung) wären not- 

wendig - bezogen auf ein Jahr - um den Teil des 
Strombedarfs zu decken, der jetzt durch den 
Bezug französischen Atomstroms durch die 
Energieversorgung Schwaben gedeckt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 5. September 

Zur Erzeugung von 400 Millionen Kilowatt/Stunden Strom sind etwa 
125 000 Tonnen SKE erforderlich. 


52. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der größte 
Teil der von der Stufenausbildung betroffenen 
Bauwirtschaft, insbesondere des Bauhandwerks, 
diese Art der Ausbildung ablehnt, weil dadurch 
den Lehrlingen nicht mehr an Fachkenntnis im 
Bauhandwerk, sondern eher weniger vermittelt 
werden kann, und ist die Bundesregierung be- 
reit, die Verordnung über die Stufenausbildung 
außer Kraft zu setzen, um auf diese Weise un- 
konventionell für eine Vermehrung der Ausbil- 
dungsplätze in der Bauwirtschaft Sorge zu 
tragen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Sprung 
vom 7. September 

Der Bundesregierung ist die Haltung der Bauwirtschaft, insbesondere des 
Bauhandwerks, zur Verordnung über die Berufsausbildung in der Bau- 
wirtschaft vom 8. Mai 1974 bekannt. Sie ist bereit, diese Verordnung 
entsprechend den Vorschlägen der drei Tarifvertragsparteien der Bau- 
wirtschaft 

- Verlängerung der Ausbildungszeit von 33 Monate auf 36 Monate 

- stärker fachbezogene Ausbildung schon im zweiten Jahr der Ausbil- 
dung 

- Wegfall der ersten Zwischenprüfung nach dem ersten Ausbildungs- 
jahr 

zu ändern. Die Änderung kann kurzfristig erfolgen, sobald die Tarifpart- 
ner die für die Umgestaltung des zweiten Ausbildungsjahres erforderli- 
chen neuen Ausbildungsinhalte vorgelegt haben. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß dies so rechtzeitig erfolgt, daß die geänderte Verord- 
nung zum 1. August 1985 in Kraft treten kann. Eine Übergangsregelung 
soll sicherstellen, daß die Verordnung schon auf solche Ausbildungsver- 
hältnisse angewendet werden kann, die am 1. August 1984 begonnen 
haben. 

Eine Außerkraftsetzung der Verordnung kommt nicht in Betracht, da 
damit die Grundlage für die Berufsausbildung in der Bauwirtschaft ent- 
fiele. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


53. Abgeordneter 

Fischer 

(Osthofen) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Sauer- 
kirschenmarkt in der Bundesrepublik Deutsch- 
land, insbesondere im Anbaugebiet Rheinhes- 
sen, in den letzten Wochen zusammengebrochen 
ist, weil die Erzeugerpreise die Gestehungsko- 
sten nicht mehr decken? 


54. Abgeordneter 

Fischer 

(Osthofen) 

(SPD) 


Weshalb ist der Forderung der Landwirtschafts- 
minister vom Bund und Land Rheinland-Pfalz 
sowie der berufsständischen Organisation nicht 
nachgekommen worden, Schutzmaßnahmen ge- 
gen Billigstimportc aus Drittländern, insbeson- 
dere aus Jugoslawien und Ungarn, zu ergrei- 
fen, und mit welchen konkreten Schritten der 
Bundesregierung ist jetzt noch zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 30. August 

Die derzeitige schwierige Lage auf dem Markt für Sauerkirschen, die 
unter anderem durch Niedrigpreiseinfuhren aus Jugoslawien verursacht 
worden ist, ist der Bundesregierung bekannt. Sie hat deshalb entspre- 
chende Schritte unternommen. 

Für nationale Maßnahmen zur Begrenzung der Einfuhr von Sauerkir- 
schen besteht allerdings kein Spielraum, da die Kompetenz für solche 
Maßnahmen allein bei der EG in Brüssel liegt. Die Bundesregierung hat 
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die EG-Kommission wiederholt um wirksame Maßnahmen zur Beseiti- 
gung dieser Marktstörungen gebeten und schließlich eine Aussetzung 
der Einfuhren von frischen, tiefgekühlten und verarbeiteten Sauerkir- 
schen aus Jugoslawien beantragt. Die EG-Kommission hat die Ausset- 
zung der Einfuhren aus Jugoslawien abgelehnt. 

Die Bundesregierung setzt sich weiter bei der EG-Kommission dafür ein, 
daß mit Jugoslawien und erforderlichenfalls anderen Drittländern 
Absprachen über den Markt nichtstörende Preise und Mengen für die 
Einfuhren von Sauerkirschen und Sauerkirschenerzeugnissen getroffen 
werden. Außerdem strebt die Bundesregierung eine Änderung der 
gemeinsamen Marktorganisation für Yerarbeitungserzeugnisse aus Obst 
und Gemüse an, damit man in Zukunft die Einfuhren von Sauerkirschen- 
erzeugnissen aus Drittländern besser überwachen und folglich auf even- 
tuelle Störungen des Marktes schneller reagieren kann. 

55. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein mittlerer Viehbetrieb mit 

Hinsken 20 Hektar Dauergrünland durch die EG-Be- 

(CDU/CSU) Schlüsse einen Verlust von 9 000 DM hat, der 

durch den Mehrwertsteuerausgleich auf 
4 000 DM reduziert wird, ein großer Getreide/ 
Schweinemastbetrieb mit 60 Hektar dagegen 
einen Verlust durch die EG von 10 000 DM hat, 
aber aus dem Steuerausgleich rund 50000 DM 
erhält, so daß ein Gewinn von 40 000 DM ohne 
eigenes Zutun entsteht (vgl. die Aussagen des 
Landesvorsitzenden der bayerischen SPD, Ro- 
themund, Landshuter Zeitung - Straubinger 
Tagblatt vom 28. August 1984), und wenn ja, was 
gedenkt die Bundesregierung hiergegen zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 3. September 

Die vielfältigen Wirkungen politischer Maßnahmen lassen sich nie an 
Einzelfällen messen; politische Maßnahmen sind für bestimmte Zielgrup- 
pen konzipiert und können nur anhand ihrer Einflüsse auf den Durch- 
schnitt dieser Gruppen beurteilt werden. Dies gilt auch für die Auswir- 
kungen der EG-Agrarbeschlüsse aus dem Frühjahr 1984. Tatsache ist, 
daß die EG-Beschlüsse in allen Betrieben zu deutlichen Einkommensmin- 
derungen geführt hätten, wenn die Bundesregierung nicht gleichzeitig 
ein Programm zur Einkommenssicherung vorgelegt hätte. In diesem 
Programm bildet der Einkommensausgleich über die Mehrwertsteuer 
eindeutig den Schwerpunkt. Diese umsatzbezogene Maßnahme wurde 
gewählt, weil der Abbau des positiven deutschen Währungsausgleichs 
auch umsatzbezogene Verluste verursacht. Auf den Durchschnitt aller 
Betriebe bezogen dürfte es gelingen, die durch die Brüsseler Beschlüs- 
se verursachten Einkommensminderungen in etwa auszugleichen. Die 
Betriebsformen Marktfrucht (Getreideanbau) und Veredlung (z. B. 
Schlachtschweineproduktion) erhalten allerdings eine leichte Überkom- 
pensdtion, während bei den Milchviehbetrieben insbesondere die Aus- 
wirkungen der Garantiemengenbegrenzung nicht voll ausgeglichen wer- 
den. Dabei kann es in Einzelfällen zu deutlichen Abweichungen vom 
Gruppenergebnis kommen. Die Auswirkungen in den von Rothemund 
gewählten Beispielen halte ich in der genannten Höhe für nicht zutref- 
fend, kann sie aber ohne genauere Beschreibung der Ausgangslage 
dieser Betriebe nicht hinreichend beurteilen. 

Die Bundesregierung sieht sich auf Grund der unterschiedlichen Einkom- 
menswirkungen für Einzelbetriebe nicht veranlaßt, Änderungen an dem 
wirkungsvollen Programm zur Verbesserung der Einkommenslage vor- 
zunehmen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 

56. Abgeordneter 

Büchler 
(Hof) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 4. September 

Die Frage der Visagebühr ist bei den Gesprächen mit der DDR nicht 
übersehen worden. 

Die Gebührenpflicht für Visa zur Einreise in die DDR beruht auf allge- 
meingültigen Rechtsvorschriften der DDR. Danach ist bei Einreisen aus 
dem Bundesgebiet zum Tagesaufenthalt eine Gebühr von 5 DM, zu 
einem mehrtägigen Aufenthalt eine Gebühr von 15 DM zu entrichten 
(Anordnung über die Festsetzung von Verwaltungsgebührentarifen im 
Zuständigkeitsbereich des Ministeriums des Innern vom 9. Juni 1978, 
Gesetzblatt der DDR Sonderdruck Nr. 999, Berlin, 4. August 1978, 
Abschnitt D Ziffer III 4 und 5). 

Sonderregelungen für den grenznahen Verkehr gab und gibt es insoweit 
nicht. 

Die Handhabung der DDR-Behörden bei den seit kurzem möglichen 
Zweitagesreisen im grenznahen Verkehr entspricht somit den in der DDR 
geltenden Rechtsvorschriften und der Systematik des Gebührenrechts in 
der DDR. Zu einer Veränderung dieser Rechtslage war die DDR nicht 
bereit. 


Trifft es zu, daß die neu vereinbarte Möglichkeit 
zweitägiger Aufenthalte in der DDR im Rahmen 
des kleinen Grenzverkehrs deshalb dreimal so 
viel wie eintägige Aufenthalte an Visagebühren, 
nämlich 15 DM gegenüber 5 DM kostet, weil von 
der Bundesregierung die Gebührenfrage bei den 
Verhandlungen übersehen worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


Kann die Bundesregierung auf Grund ihrer Ant- 
wort vom 12. Juli 1984 auf die schriftliche Frage 
der Abgeordneten Frau Männle (CDU/CSU), die 
Entrichtung von Beiträgen zur Altersversorgung 
pflegebetreuender Personen sei nur zu gewähr- 
leisten, wenn „ein Kostenträger" für die Bei- 
tragsentrichtung gefunden werde, Auskunft dar- 
über geben, in welche Richtung sie diesen 
Kostenträger sucht, und ist sie gegebenenfalls, 
wenn ein geeigneter Kostenträger derzeit nicht 
gefunden wird, bereit, die Beitragsentrichtung 
zur Altersversorgung pflegebetreuender Perso- 
nen durch Bereitstellung entsprechender Mittel 
im Bundeshaushalt zu gewährleisten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 3. September 

Die Verbesserung der sozialen Absicherung der Pflegepersonen ist ein 
Teilaspekt der Gesamtproblematik der Pflegesicherung. Deshalb muß 
nach Auffassung der Bundesregierung die Lösung der finanziellen Fra- 
gen, die mit einer Verbesserung der sozialen Absicherung der Pflegeper- 
sonen Zusammenhängen, in diesem größeren Zusammenhang gesucht 


57. Abgeordneter 

Jaunich 

(SPD) 
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werden. Die Bundesregierung wird über Fragen der Pflegebedürftigkeit 
in Kürze einen Bericht vorlegen. Konkretisierungen im Sinne Ihrer Frage- 
stellung hält die Bundesregierung in einem überschaubaren Zeitraum 
nicht für möglich. 


58. Abgeordnete 
Frau 
Männle 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
rufsausbildungsverhältnisse im Bereich der 
Hauswirtschaft in den letzten Jahren trotz zu- 
nehmender Nachfrage zurückgegangen sind, 
und worin sieht die Bundesregierung die Ur- 
sachen dieser Entwicklung? 


59. Abgeordnete 

Frau 

Männle 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß ausbildungsbereite Hauswirtschaftsmeiste- 
rinnen eines privaten Haushaltes gegenüber an- 
deren Ausbildern im Hinblick auf die steuerliche 
Absetzbarkeit der Aufwendungen für die Auszu- 
bildenden - außer der unbedeutenden, weil 
kaum zutreffenden Ausnahmeregelung des 
§ 33 a Abs. 3 EStG - benachteiligt sind und 
deshalb keine Ausbildungsverhältnisse ab- 
schließen? 


60. Abgeordnete 

Frau 

Männle 

(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die größere Nachfrage nach Ausbildungsplätzen 
in der Hauswirtschaft auch angesichts der sta- 
gnierenden Zahl der Ausbildungsplätze in Groß- 
haushalten (Altenheime, Krankenhäuser, Sana- 
torien, Kinderheimen u. a.) zu befriedigen? 


61. Abgeordnete 

Frau 

Männle 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die Steuerausfälle zu veranschla- 
gen, wenn bei Hauswirtschaftsmeisterinnen die 
Aufwendungen für die Auszubildenden im pri- 
vaten Haushalt steuerlich absetzbar sind, und 
wie stehen diese im Vergleich zur Zahlung staat- 
licher Zuschüsse von etwa 1 650 DM je Ausbil- 
dungsjahr, wie dies im Rahmen eines Sonderpro- 
gramms praktiziert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 31. August 

Nach einer Abnahme der Zahl der Ausbildungsverhältnisse im Beruf 
Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin zwischen 1979 und 1981 ist ihre 
Zahl bis 1983 wieder kräftig gestiegen; sie lag mit 14 558 am 31. Dezem- 
ber 1983 um rund 10 v. H. höher als 1979. In dem durch die folgenden 
Fragen angesprochenen engeren Bereich der städtischen Hauswirtschaft 
hat sich die Zahl der Ausbildungsverhältnisse parallel entwickelt. Im 
übrigen wurden 1983 4 346 Ausbildungsverträge neu abgeschlossen-, 

das waren gut 30 v. H. mehr als im Vorjahr. 

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß Ausbildungskosten, die 
privaten Haushalten durch eine hauswirtschaftliche Ausbildung erwach- 
sen, systembedingt - wie andere Kosten der Lebensführung auch - 
grundsätzlich nicht steuerlich abziehbar sind, da sie Verwendung von 
Einkünften darstellen. Demgegenüber sind Aufwendungen für die Aus- 
bildung im betrieblichen Bereich steuerlich als Betriebsausgaben abzieh- 
bar, weil sie der Erzielung von Einkünften dienen. 
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Die Zahl der neu abgeschlossenen Ausbildungsverhältnisse in der städti- 
schen Hauswirtschaft ist 1983 erheblich gestiegen; unterschiedliche Ent- 
wicklungen zwischen Groß- und Kleinhaushalten sind statistisch nicht 
belegbar. Die Entwicklung für das Ausbildungsjahr 1983/84 läßt sich jetzt 
noch nicht abschließend beurteilen. Manches spricht jedoch dafür, daß 
auch im Jahr 1984 eine erhöhte Zahl von Ausbildungsverträgen im Beruf 
Hauswirtschafter/Hauswirtschafterin abgeschlossen werden wird. Aus 
der Sicht der Bundesregierung ist eine weitere Erhöhung der Zahl der 
Ausbildungsplätze in privaten Haushalten und Großhaushalten sinnvoll 
und erwünscht, weil dadurch zu einer Entspannung auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt, insbesondere für Mädchen, beigetragen werden 
kann. Besondere Maßnahmen für diese Berufsgruppe sind nicht geplant. 

Die Einnahmeausfälle bei Steuerfreiheit von Aufwendungen für Auszu- 
bildende in privaten Haushalten lassen sich mangels abgesicherter Daten 
nicht ermitteln. Es fehlen vor allem Angaben über die Einkommensstruk- 
tur der gemeinsamen Einkünfte der in Frage kommenden Hauswirt- 
schaftsmeisterinnen in privaten Haushalten und ihrer Ehegatten. Außer- 
dem läßt sich nicht abschätzen, in welchem Umfang durch Anreizwirkun- 
gen der Steuervergünstigung in stärkerem Maße als bisher neue Ausbil- 
dungsverträge abgeschlossen würden. Ein Vergleich zwischen steuerli- 
cher Vergünstigung und Zuschüssen kann deshalb nur auf Einzelfälle 
abgestellt werden. Geht man einmal von jährlichen abzugsfähigen Auf- 
wendungen für Auszubildende von 8 000 DM aus, hätten bereits Steuer- 
pflichtige mit Durchschnittseinkommen aus einer solchen steuerlichen 
Regelung einen Vorteil von ca. 2 400 DM gegenüber dem von Ihnen 
genannten Zuschuß von 1 650 DM. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


62. Abgeordneter 

Hiller 

(Lübeck) 

(SPD) 


Wie hoch sind die Kosten für die Teilnahme 
ziviler Zuschauer bei Schießübungen der Bun- 
deswehr, und mit welcher Begründung werden 
diese Kosten gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 30.August 

Wie ich Ihnen am 26. August 1984 in meiner Antwort auf Ihr Schreiben an 
den Bundesminister der Verteidigung vom 2. August 1984 dargelegt 
habe, werden Bemühungen der Truppe unterstützt, interessierten Bür- 
gern vor Ort Einblick in die Ausbildung unserer Soldaten zu geben. 

Übungs- und Gefechtsschießen von Einheiten der Bundeswehr dienen in 
jedem Einzelfall vornehmlich der Wahrung und Verbesserung der Ein- 
satzbereitschaft der Truppe; wo sich die Möglichkeit zu einer begleiten- 
den Öffentlichkeitsarbeit ergibt, soll diesem Informationsrecht der Bevöl- 
kerung Rechnung getragen werden. 

Die Teilnahme von Zuschauern ist hinsichtlich der Kosten dieser Schie- 
ßen ohne Einfluß. Sollten im Rahmen von Schießen Zuschauer mit Kraft- 
fahrzeugen der Bundeswehr transportiert werden oder eine Bewirtung 
der Gäste vorgesehen sein, laßt sich die Inanspruchnahme von Haus- 
haltsmitteln nur im Einzelfall ermitteln. 


63. Abgeordneter 

Schiatter 

(SPD) 


Wie viele Mitglieder des Deutschen Bundestages 
haben in den Jahren 1981 bis 1983 an freiwilli- 
gen Wehrübungen teilgenommen und anschlie- 
ßend Verdienstausfallentschädigung nach § 13 
Unterhaltssicherungsgesetz beantragt und er- 
halten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. August 

Insgesamt haben elf Abgeordnete 1981, 14 Abgeordnete 1982 und zwölf 
Abgeordnete 1983 freiwillige Wehrübungen abgeleistet. 

Dem Bundesminister der Verteidigung ist nicht bekannt, wie viele dieser 
Mitglieder des Deutschen Bundestages nach Beendigung der Wehrübun- 
gen Verdienstausfallentschädigung nach § 13 USG beantragt und erhal- 
ten haben. Hierfür sind die jeweiligen Kommunalbehörden zutändig. 


64. Abgeordneter Muß die Antwort des Parlamentarischen Staats- 

Jungmann Sekretärs des Bundesministers der Verteidi- 

(SPD) gung, Würzbach, vom 15. Juni 1984 (Drucksache 

10/1657, Frage 54) „Ein Personalvertretungsmit- 
glied kann diese Eigenschaft auch bei einer Be- 
tätigung außerhalb seines Vertretungsamtes 
nicht ablegen. Er verletzt daher grob seine Amts- 
pflichten, wenn er durch Verteilung von Aufru- 
fen politischen Inhalts Einfluß auf seine Mitar- 
beiter nimmt." so verstanden werden, daß zivile 
Mitarbeiter der Bundeswehr, die eine Funktion 
nach dem Bundespersonalvertretungsgesetz 
übernommen haben, nicht gleichzeitig Aufga- 
ben im Rahmen von eingegangenen Koalitionen 
übernehmen und diese auch ausführen können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. August 

Zivile Mitarbeiter der Bundeswehr, die eine Funktion nach dem Bundes- 
personalvertretungsgesetz übernommen haben und zugleich Mitglied 
einer Koalition sind, unterliegen bei der Wahrnehmung allgemeiner 
Koalitionsaufgaben grundsätzlich keinen Beschränkungen. Die Grund- 
sätze des § 67 Abs. 1 Satz 2 BPersVG bleiben jedoch unberührt. Die 
Personalvertretungsmitglieder als solche müssen daher bei der Betäti- 
gung für eine Koalition in der Dienststelle strenge gewerkschaftliche 
Neutralität wahren. Das Bundespersonalvertretungsgesetz räumt ihnen 
gegenüber den übrigen Mitarbeitern, die ebenfalls einer Gewerkschaft 
angehören, aber nicht Mitglied einer Personalvertrotung sind, keine 
Sonderrechte ein. 

65. Abgeordneter Bewertet die Bundesregierung die Ausführun- 

Jungmann gen des Personalvertretungsgesetzes {§ 67, 

(SPD) Abs. 1 Satz 2 und 3) im Sinne der gegebenen 

Antwort vom 15. Juni 1984 höher als das im 
Grundgesetz (Artikel 9 Abs. 1 und 3) festge- 
schriebene Recht auf Bildung von Vereini- 
gungen zur Wahrung und Förderung der Ar- 
beits- und Wirtschaftsbedingungen und die 
Wahrnehmung dieses Rechts? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. August 

Das durch Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG) gewährleistete Recht, 
Koalitionen zu bilden, die sich mit der Wahrung und Förderung von 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen befassen, besteht nicht für die 
Personalvertretungen selbst. Die Regelungen in § 67 Abs. 1 Satz 2 und 3 
BPersVG haben deshalb keinen unmittelbaren Bezug zum Koalitions- 
recht des Artikels 9 GG. 
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66. Abgeordneter Wird die Bundesregierung gegebenenfalls Ein- 

Jungmann fluß darauf nehmen, daß diesem Koalitionsrecht 

(SPD) durch eine Rücknahme des vom Kommodore des 

Marinefliegergeschwaders 2 beim Verwaltungs- 
gericht Schleswig gestellten Antrags auf Aus- 
schluß des Personalrats- und ÖTV-Mitglieds 
Hermann Bies gemäß § 28 Abs. 1 Bundesperso- 
nalvertretungsgesetz auch im konkreten Ein- 
zelfall Rechnung getragen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 31. August 

Es ist nicht beabsichtigt, auf die Rücknahme des beim Verwaltungsge- 
richt Schleswig anhängigen Antrages auf Ausschluß des Herrn Bies aus 
dem Personalrat hinzuwirken. Der Aufruf des DGB hatte einen allge- 
meinpolitischen Inhalt, der nicht zum Ziel hatte, die Arbeits- und Wirt- 
schaftbedingungen zu wahren oder zu fördern. Die Unterstützung einer 
Gewerkschaft durch ein Personalratsmitglied durch Verteilen von Flug- 
blättern mit politischem Inhalt in der Dienststelle gehört nicht zur verfas- 
sungsrechtlich geschützten Tätigkeit der Koalition und ihrer Mitglieder. 


67. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Sind nach Auffassung der Bundesregierung 
NATO-Streitkräfte und Bundeswehr berechtigt, 
unter Inanspruchnahme des § 45 Bundeswaldge- 
setz umfangreiche Waldabholzungen zu tätigen, 
wie dies vor kurzem auf dem Truppenübungs- 
platz Münsingen (Baden-Württemberg) gesche- 
hen ist? 


68. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in Fra- 
ge 67 angesprochenen Maßnahmen, wenn da- 
durch eindeutig ökologische Schäden auch 
außerhalb des militärischen Sperrbezirks, sei 
es durch Austrocknen von Tälern, durch Absen- 
ken des Grundwasserspiegels oder durch andere 
Wirkungen (z. B. Emissionen/Immissionen), auf- 
treten? 


69. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Welche Stellungnahme hat die höhere Forstbe- 
hörde zu der Abholzung abgegeben, und war es 
erforderlich, von dieser Stellungnahme durch 
Entscheidung des zuständigen Bundesministers 
abzuweichen? 


70. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hartenstein 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 
gesetzliche Änderungen vorzuschlagen bzw. die 
Auslegung vorhandener Bestimmungen dahin 
gehend zu ändern, daß solche schwerwiegenden 
ökologischen Schäden - insbesondere auch 
außerhalb von militärischen Sperrgebieten - 
künftig verhindert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. August 

Wald wird auf militärischen Liegenschaften nur in dem Umfang gerodet, 
wie cs zur Durchführung einer Baumaßnahme oder zur Anlegung einer 
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militärischen Ausbildungseinrichtung unbedingt erforderlich ist. Bei 
allen militärischen Planungen und Maßnahmen, die eine Inanspruch- 
nahme von Waldflächen vorsehen, werden die zuständigen Behörden der 
Landesforstverwaltung frühzeitig unterrichtet und angehört. Unter Betei- 
ligung der Bundesforstverwaltung werden die militärischen und forstli- 
chen Belange sorgfältig gegeneinander abgewogen. Dabei wird in der 
Regel eine Lösung gefunden, die den militärischen Bedarf hinreichend 
berücksichtigt, ohne die ökologischen und wirtschaftlichen Funktionen 
des Waldes wesentlich zu beeinträchtigen. 

Das Bundeswaldgesetz räumt zwar dem zuständigen Bundesminister die 
Möglichkeit ein, im Einvernehmen mit den beteiligten Bundesministern 
und im Benehmen mit der obersten Forstbehörde des Landes von der 
Stellungnahme der höheren Forstbehörde abzuweichen. 

Hiervon muß aber schon deshalb nur in Ausnahmefällen Gebrauch 
gemacht werden, weil bei der Wahl des Standortes von Verteidigungsan- 
lagen wertvolle Waldbestände soweit wie möglich geschont und notwen- 
dige Holzeinschläge durch umfangreiche Aufforstungen ausgeglichen 
werden. Die Aufforstungen führt die Bundesforstverwaltung mit Mitteln 
aus dem Verteidigungsbereich durch. 

Ökologische Schäden auf militärischen Liegenschaften oder Nachbar- 
grundstücken als Folge von Waldeinschlägen sind bei der vorgenannten 
Interessenabwägung in Verbindung mit den entsprechenden Ausgleichs- 
maßnahmen auszuschließen. Das gilt auch für die Abholzungen, die auf 
dem Truppenübungsplatz Münsingen zum Bau der Panzerringstraße 
vorgenommen worden sind oder noch vorgenommen werden. Mit dem 
Bau dieser zum großen Teil bereits fertiggestellten Ringstraße ist die 
Bundeswehr einem Verlangen der Randgemeinden und der beiden 
zuständigen Landkreise nachgekommen, den militärischen Zubringer- 
verkehr von den öffentlichen Straßen und Ortsdurchfahrten auf eine 
innerhalb des Platzes verlaufende Straße zu verlagern. 

Die Trasse für das Teilstück Nord der Ringstraße ist so gewählt worden, 
daß forstwirtschaftlich hochwertiger Waldbestand weitgehend ausge- 
spart werden konnte. Der notwendige Einschlag von elf Hektar Wald 
betraf daher überwiegend nur aufwachsendes Holz. Gegen diesen Ein- 
schlag hat die Forstdirektion Tübingen als höhere Forstbehörde mit 
Schreiben vom 23. Februar 1983 keine grundsätzlichen Einwendungen 
erhoben. Der begrenzte Verlust für das Pflanzenkleid des Platzes ist 
durch Aufforstungen um ein Mehrfaches ausgeglichen worden. Diese 
Aufforstungen sind in den letzten sechs Jahren systematisch zur Erhö- 
hung des Sicht- und Lärmschutzes und besonders zur Verminderung der 
Erosionsgefährdung vorgenommen worden. Zusätzlich werden umfang- 
reiche Begrünungsmaßnahmen Erosionsgefahren dort vermeiden, wo bei 
der Trassenführung Böschungen und Hänge angeschnitten werden müs- 
sen. Dabei wird ein neues Anspritzverfahren angewendet, das eine 
schnelle Haftung der Pflanzen garantiert. 

Die bestehende gesetzliche Regelung genügt sowohl der Sicherung der 
ökologischen und wirtschaftlichen Funktionen des Waldes als auch den 
militärischen Erfordernissen. Eine Gesetzesänderung ist daher nicht not- 
wendig. 


71. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Welche Mängel und Folgeschäden einschließ- 
lich des Schadens einer verhängten Ausbil- 
dungssperre sind bei den für die Bundeswehr 
beschafften 14 000 Panzerabwehrraketen vom 
Typ TOW 1 der US-Firma Hughes aufgetreten, 
und wieviel kostet die Bundesrepublik Deutsch- 
land - unter Gegenrechnung möglicher Scha- 
densersatzforderungen wegen Schlechterfül- 
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lung - das Presseberichten (SZ vom 16. August 
1984, S. 1) zufolge nunmehr angelaufene Aus- 
tauschprogramm? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 29. August 

Die Bundeswehr hat von den insgesamt 20 000 TOW-Lenkflugkörpern, 
die über Foreign Military Sales-Case (FMS) vom amerikanischen Heer 
gekauft wurden, noch ca. 17 000 im Bestand. 

Das amerikanische Heer hat die TOW-Lenkflugkörper, die mit einer 
Thermalbatterie der Firma Eureka-Williams ausgerüstet sind, wegen 
vereinzelt aufgetretener Störungen aus Sicherheitsgründen für den 
Übungsschießbetrieb gesperrt. 

Es bestand zu keiner Zeit eine Ausbildungssperre, da der Übungsschieß- 
betneb mit den TOW-Lenkflugkörpern fortgesetzt werden konnte, die 
nicht mit diesem Batterietyp ausgestattet sind. 

Die Bundeswehr beabsichtigt, 5 200 TOW-Lenkflugkörper umzurüsten, 
die dann für den Übungsschießbetrieb wieder zur Verfügung stehen. 

Diese Umrüstung wird nach derzeitigem Kenntnisstand etwa 5 Millionen 
DM kosten und soll in Munitionsdepots der Bundeswehr ab 1985 durch- 
geführt werden. 

Unmittelbare Ansprüche der Bundeswehr gegen die Herstellerfirma 
können nicht geltend gemacht werden, da bei diesem FMS-Kauf Ver- 
tragspartner der Bundeswehr allein das amerikanische Heer ist. 

Ob die Kosten der Umrüstaktion über einen Gewährleistungsanspruch 
von der amerikanischen Firma übernommen werden oder von der Bun- 
deswehr zu tragen sind, hängt von den Verhandlungen des amerikani- 
schen Heeres mit der Firma Hughes ab. 

Diese Verhandlungen sind zur Zeit noch nicht abgeschlossen. 


72. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Auszubil- 
dende und Studenten, die vor ihrer Ausbildung 
den Wehrdienst abgeleistet haben, während ih- 
rer Ausbildung zu Wehrübungen eingezogen 
werden, und ist ihr auch bekannt, daß dadurch 
erhebliche Nachteile entstehen, wenn wertvolle 
Ausbildungszeit verlorengeht bzw. Firmen sich 
weigern, solche jungen Männer einzustellen 
oder weiter zu beschäftigen? 


73. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, entsprechende 
Maßnahmen einzuleiten, daß keine Einberufun- 
gen zu Wehrübungen während der Ausbildungs- 
zeit bzw. während des Studiums erfolgen 
dürfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 4. September 

Die Heranziehung zu Wehrübungen wird häufig als vermeidbare Härte 
empfunden, wenn in der Ausbildung befindliche Reservisten betroffen 
sind und die Wehrübung in die Ausbildungs-, Unterrichts- oder Vorle- 
sungszeit fällt. Leider kann jedoch auf die Teilnahme dieser Reservisten 
bei Wehrübungen nicht verzichtet werden. Es handelt sich um einen 
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erheblichen Anteil der für den Verteidigungsfall einzuberufenden Reser- 
visten. Ohne sie könnten Wehrübungen nicht sinnvoll durchgeführt 
werden. 

Die Wehrersatzbehörden berücksichtigen die von Art und Stand der 
jeweiligen Ausbildung abhängigen unterschiedlichen Belange der 
Wehrpflichtigen im Rahmen des Möglichen. Erhebliche Nachteile wer- 
den dadurch vermieden, daß studierende Reservisten während der Vorle- 
sungszeiten nur zu den langfristig geplanten und nicht verlegbaren 
Mobilmachungsübungen einberufen werden; diese dauern höchstens 
zwölf Tage und finden im allgemeinen alle zwei bis drei Jahre statt. 

Darüber hinaus wird auf Antrag die Zurückstellung in den Fällen ausge- 
sprochen, in denen die Teilnahme trotz der kurzen Dauer wegen Beson- 
derheiten im Ausbildungsgang oder nicht verlegbaren Prüfungen oder 
sonstigen Leistungsnachweisen eine besondere Härte bedeuten würde. 

Soweit die Teilnahme an der Wehrübung für den Reservisten keine 
besondere Härte im Sinne des Wehrpflichtgesetzes bedeutet, muß die 
kurze Unterbrechung der Ausbildung gegenüber dem Erfordernis 
zurücktreten, zur Sicherung und Verbesserung der Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte in den Mobilmachungstruppenteilen regelmäßig gemein- 
same Wehrübungen in der Zusammensetzung und Stärke durchzufüh- 
ren, die für den Verteidigungsfall vorgesehen sind. 

Während der Ausbildung ist der Ausbildungsplatz durch das Arbeits- 
platzschutzgesetz geschützt. Das gleiche gilt nach Abschluß der Ausbil- 
dung für den Arbeitsplatz. 

Für eine Verweigerung der Einstellung oder Weiterbeschäftigung 
gedienter Wehrpflichtiger habe ich keine Anhaltspunkte. Dafür bestünde 
auch kein Anlaß, weil die Reservisten den - längeren - Grundwehrdienst 
bereits geleistet haben und erfahrungsgemäß nur noch zu kurzen Wehr- 
übungen herangezogen werden. Darüber hinaus sind vielen Unterneh- 
men die während des Wehrdienstes erworbenen Kenntnisse und ge- 
sammelten Erfahrungen wertvoll. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


74. Abgeordneter Seit wann und mit welchem Ergebnis liegen der 

Dr. Kübler Bundesregierung Erkenntnisse insbesondere des 

(SPD) Bundesgesundheitsamtes, des Umweltbundes- 

amtes, der Bundesanstalt für Arbeitsschutz oder 
anderer Einrichtungen über gesundheitliche Ge- 
fährdung durch Formaldehyds vor, und welche 
Maßnahmen wird sie umgehend ergreifen, um- 
fassend und gründlich Herstellung und Anwen- 
dung des Formaldehyds daraufhin zu prüfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 31. August 

Der Bundesregierung ist schon lange bekannt, daß es sich bei Formalde- 
hyd um einen Stoff handelt, der gesundheitliche Probleme aufwirft. Es 
bestehen deshalb auch schon seit langem arbeitsschutz- und giftrechtli- 
che Vorschriften, die den Stoff, je nach Konzentration, als giftig oder 
reizend einstufen. Außerdem gibt es Regelungen, die den Formaldehyd- 
gehalt in Kosmetika beschränken und Empfehlungen und Richtwerte des 
Bundesgesundheitsamtes für gewisse andere Anwendungsbereiche 
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(Spanplatten, Innenräume usw.), die in bauaufsichtsrechtliche Vor- 
schriften der Länder übernommen worden sind. Auch der Krebsverdacht 
reicht bis in die 50er Jahre zurück. 

Seit 1983 ist der Bundesregierung bekannt, daß sich der Stoff bei Tierver- 
suchen in den USA dort als krebserzeugend erwiesen hat. Allerdings 
wurden die Versuche mit sehr hohen Dosen und über einen langen 
Zeitraum durchgeführt. Allein wegen des stechenden Geruchs von 
Formaldehyd würden Menschen solche Konzentrationen nicht ertragen 
können. Tierversuche mit niedrigeren Konzentrationen erwiesen sich 
hingegen als negativ. 

Offenbar aus diesem Grunde und weil bei Menschen, die über eine 
längere Zeit mit Formaldehyd gearbeitet hatten, keine erhöhte Tumor- 
häufigkeit nachgewiesen war, wurde die Bedeutung der Tierversuche 
von einzelnen Organisationseinheiten bzw. einzelnen Mitarbeitern der 
Bundesoberbehörden unterschiedlich eingeschätzt. 

Die Bundesregierung hat deshalb das Bundesgesundheitsamt, die Bun- 
desanstalt für Arbeitsschutz und das Umweltbundesamt beauftragt, bis 
Oktober 1984 unter Beteihgung der MAK-Kommission (Maximale Ar- 
beitsplatz-Konzentration - Kommission beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung) einen gemeinsamen, wissenschaftlich fundierten, 
umfassenden Bericht als Grundlage für ihre Entscheidungen zu erstellen. 

Unabhängig von der Frage, ob Formaldehyd krebserzeugend ist oder 
nicht, wird von der Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen vorbe- 
reitet, um die Formaldehyd-Exposition des Menschen zu verringern; dies 
muß im besonderen in Zusammenhang mit der in Vorbereitung befindli- 
chen Gefahrstoff-Verordnung nach dem Chemikaliengesetz gesehen 
werden. 


75. Abgeordneter Trifft die Meldung der Frankfurter Rundschau 

Dr. Kühler vom 22. August 1984 zu, wonach die zuständi- 

(SPD) gen Bundesminister Dr. Geißler und Dr. Zimmer- 

mann die Bekanntgabe und Aufklärung der 
Bevölkerung über die möglichen Gefahren des 
Formaldehyds behindert haben, und welche 
betriebs- und volkswirtschaftlichen Konse- 
quenzen hätten ein Verbot oder Anwendungs- 
beschränkungen des Formaldehyds? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 31. August 

Die Meldung der Frankfurter Rundschau trifft nicht zu. Da nur sich 
widersprechende Zwischenergebnisse Vorlagen, hätte eine Veröffentli- 
chung zur Verunsicherung der Öffentlichkeit geführt und die Arbeiten an 
dem gemeinsamen Bericht der drei Bundesoberbehörden behindert. 

Die möglichen betriebs- und volkswirtschaftlichen Konsequenzen eines 
Verbots oder von Anwendungsbeschränkungen von Formaldehyd sind 
der Bundesregierung bisher nur aus der Darstellung der BASF bekannt, 
die wohl bekannt ist und hier nicht noch zitiert werden muß. 

76. Abgeordneter Liegen der Bundesregierung Informationen dar- 

Gilges über vor, wie die Bedarfsdeckung an Kinderta- 
lSPD) geseinrichtungen (Kindergärten, Kinderkrippen 

und Kinderhorte) in den einzelnen Bundeslän- 

dern unter besonderer Berücksichtigung des 
Stadt-Land-Verhältnisses und von Gebieten mit 
relativ hohem Ausländeranteil aussieht? 


38 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1952 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 31. August 


Der Bundesregierung liegen solche Informationen nicht vor. 

Die Kommission Kindertagesstätten der obersten Landesjugendbehördeh 
hat auf ihrer Sitzung am 2. Februar 1984 in Mainz festgestellt, daß es 
nicht „möglich sei, Angaben der Länder zu Krippe, Kindergarten und 
Hort in einem Raster festzuhalten". 

Die Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsför- 
derung hat die Auswertung einer Umfrage über die Zahl der Plätze, der 
Kinder und des Personals im Elementarbereich (allgemeine Kindergär- 
ten) für die Jahre 1975 bis 1981 erstellt, die gegebenenfalls von dort 
anzufordern wäre. 

Für die Bereiche der Kinderkrippen und Kinderhorte liegen derartige 
Ergebnisse nicht vor. 


77. Abgeordnete 

Frau 

Schmedt 

(Lengerich) 

(SPD) 


In welchem Umfang beteiligen sich die Gesund- 
heitsbehörden der Bundesrepublik Deutschland 
am „Certification Scheme" der WHO, wonach 
beim Export deutscher Arzneimittel in die Län- 
der der Dritten Welt den importierenden Stellen 
Bescheinigungen über die Qualität der Arznei- 
mittel ausgestellt werden sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 5. September 


Die Gesundheitsminister und Senatoren der Länder haben bereits 1973 in 
einer gemeinsamen Entschließung festgestellt, daß die Grundregeln der 
WHO für die Herstellung von Arzneimitteln und die Sicherung ihrer 
Qualität (GMP-Richtlinie) dem internationalen Stand der Wissenschaft 
und Technik im Hinblick auf die Herstellung und Qualitätskontrolle von 
Arzneimitteln entsprechen. 

Im Hinblick auf das mit der GMP-Richtlinie verbundene Zertifikationssy- 
stem haben sie sich bereits damals gegenüber dem Bund bereit erklärt, 
daß die zuständigen Überwachungsbehörden auf Antrag von Arzneimit- 
telherstellern Inspektionen nach der GMP-Richtlinie durchführen und 
entsprechende Zertigfikate dann ausstellen, wenn die Voraussetzungen 
der GMP-Richtlinie erfüllt werden. 

Nach hier vorliegenden Informationen sind im Jahre 1983 für die fol- 
gende Anzahl von Exportfirmen GMP-Zertifikate erteilt worden: 

Berlin 2 

Hamburg 6 

Niedersachsen 5 

Eine Umfrage bei den Bundesländern hinsichtlich der Zahl der erteilten 
GMP-Zertifikate konnte in der Kürze der Zeit nicht durchgeführt werden. 


78. Abgeordnete 

Frau 

Schmedt 

(Lengerich) 

(SPD) 


Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung 
mit dem Ausbildungsprogramm gemacht, das sie 
in Zusammenarbeit mit der WHO für Fachleute 
der Arzneimittellogistik aus Ländern der Dritten 
Welt durchführt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 5. September 

In den vergangenen Jahren wurden insgesamt drei Fortbildungsseminare 
für pharmazeutische Überwachungsbeamte der WHO-Region „östliches 
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Mittelmeer" vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit in Zusammenarbeit mit der Weltgesundheitsorganistaion durchge- 
führt. An diesen Veranstaltungen haben insgesamt 43 Apotheker aus 
20 Ländern teilgenommen. Sie dienten dem Zweck, durch theoretische 
Unterrichtung und praktische Anschauung einen Beitrag zur Verbesse- 
rung der Arzneimittelversorgung in den Entwicklungsländern zu leisten, 
insbesondere im Hinblick auf die Bereitstellung, Verteilung und Quali- 
tätskontrolle der Arzneimittel. Bei dieser Gelegenheit wurden die Teil- 
nehmer auch über die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Anforderungen an die Herstellung und Qualitätskontrolle von Arzneimit- 
teln sowie über die Voraussetzungen für die Erteilung von GMP-Zertifi- 
katen durch die Behörden der Bundesländer informiert. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


79, Abgeordneter Erwägt die Bundesregierung angesichts steigen- 

Dr. Stavenhagen der Unfallzahlen, insbesondere bei Führer- 

(CDU/CSU) schein-Neulingen, die Einführung einge- 

schränkter oder befristeter Führerscheine für 
Fahranfänger? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. September 

Die Bundesregierung legt in ihrem „Verkehrssicherheitsprogramm 1984" 
besonderes Gewicht darauf, der übermäßig hohen Unfallbeteiligung von 
Fahranfängern entgegenzuwirken. Dazu ist vor allem die Einführung des 
Führerscheins auf Probe und der Stufenführerschein für Motorräder vor- 
gesehen. 

Beim Führerschein auf Probe müssen alle Fahranfänger, die erstmals eine 
Fahrerlaubnis der Klassen 1 bis 4 erwerben, eine zweijährige Probezeit 
absolvieren und sich in dieser Zeit bewähren. Nichtbewährung wird 
angenommen, wenn der Anfänger in der Probezeit gewichtige Verkehrs- 
zuwiderhandlungen begeht. Die Gewichtung wird mit Hilfe einer anfän- 
gerspezifischen Bewertung vorgenommen. Es sind drei Schwellen vorge- 
sehen. Werden sie erreicht oder überschritten, so wird dem Anfänger die 
Teilnahme an einem Nachschulungskurs (1. Stufe), die Wiederholung der 
Fahrerlaubnisprüfung (2. Stufe) und schließlich die Beibringung eines 
medizinisch-psychologischen Eignungsgutachtens (3. Stufe) aufgegeben. 
Gegebenenfalls wird dann die Fahrerlaubnis entzogen. Eine Befristung 
der Fahrerlaubnis ist nicht beabsichtigt, da die Verlängerung nach Ablauf 
der Probezeit einen erheblichen Verwaltungsaufwand verursachen 
würde. 

Die besonders hohe Gefährdung der Motorradfahrer macht es notwendig, 
im Motorradbereich eine zusätzliche Regelung zu treffen. Es ist deshalb 
vorgesehen, die Fahrerlaubnis der Klasse 1 (Motorräder) in zwei Stufen 
aufzuteilen. 18- und 19jährige dürfen nur Motorräder fahren, die in der 
Leistung auf 20 kW (27 PS) beschränkt sind und ein leistungsbezogenes 
Mindestgewicht von 7 kg/kW haben. Die Fahrerlaubnis für Motorräder 
ohne Leistungsbeschränkung soll erst ab einem Alter von 20 Jahren 
erworben werden dürfen. 


80. Abgeordneter 

Dr. Rose 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt der Bundesverkehrsminister, ähnli- 
chen Regelungen in der Schweiz und in Öster- 
reich zufolge ein „Wechselkennzeichen" für 
Erst- und Zweitwagen zuzulassen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Es ist nicht beabsichtigt, in der Bundesrepublik Deutschland Wechsel- 
kennzeichen für zwei oder mehrere Kraftfahrzeuge, wie sie in Österreich 
und in der Schweiz zugelassen werden können, einzuführen. 

Für diese Entscheidung sprechen folgende Gründe: 

1. Wechselkennzeichen sind für die deutschen Fahrzeughalter nicht vor- 
teilhafter als Einzelkennzeichen. Weder die Kraftfahrzeugsteuer noch 
die Kraftfahrzeug-Versicherungsbeiträge würden bei Verwendung 
von Wechselkennzeichen geringer. 

- Nach dem Kraftfahrzeugsteuergesetz wird nicht die Zuteilung des 
Kennzeichens, sondern das Halten von Kraftfahrzeugen besteuert. 

- Im Schadensfälle hätten die Kraftfahrzeug-Versicherungsbeiträge 
die Schäden sämtlicher - mit einem Kennzeichen zugelassenen 
Fahrzeuge - abzudecken. Die Versicherungsunternehmen müßten 
deshalb wohl den Inhabern von Wechselkennzeichen gewisse Zu- 
schläge zu den Beiträgen in Rechnung stellen. 

2. Die polizeilichen Fahndungsmaßriahmen im Kraftfahrzeugbereich, die 
sich wesentlich am Kennzeichen des Fahrzeugs orientieren, würden 
bei der Verwendung von Wechselkennzeichen erheblich erschwert. 
Insofern bestehen Bedenken dagegen, daß mehrere Kraftfahrzeuge 
mit einem Kennzeichen zugelassen werden dürften. 


81. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Deut- 

Daweke sehe Lufthansa auf der Amerika-Route die busi- 

(CDU/CSU) ness dass häufig überbucht, und welche Schritte 

werden die Vertreter der Bundesregierung in 
den Aufsichtsgremien der Deutschen Lufthansa 
einleiten, damit diese, die Kunden verunsichern- 
de Praxis abgestellt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. September 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die Deutsche Lufthansa 
(DLH) auf der Amerika-Route die business dass häufig überbucht. Eine 
entsprechende Rückfrage bei dem Unternehmen hat keine Anhalts- 
punkte für Zurückweisungen von Fluggästen wegen Überbuchung der 
business dass auf dieser Route ergeben. 

Generell wird das Überbuchungsverhalten der Fluggesellschaften auf- 
merksam beobachtet. Dieses Problem ergibt sich dadurch, daß - z. B. bei 
der DLH - bis zu einem Viertel der gebuchten Fluggäste zum Abflug 
nicht erscheinen. Würde jegliches Überbuchen untersagt, wäre eine 
wirtschaftliche Auslastung der angebotenen Kapazität erheblich er- 
schwert. 

Um dennoch die Interessen der Fluggäste besser zu berücksichtigen, hat 
die Vereinigung Europäischer Fluggesellschaften (AEA) auf Drängen der 
europäischen Regierungen unter maßgeblicher Beteiligung der Bundes- 
regierung ein einheitliches Überbuchungsentschädigungssytem für 
Europa vereinbart. Die Wirksamkeit dieses Systems wird durch die Euro- 
päische Zivilluftfahrt-Konferenz (ECAC) und national durch den Bundes- 
minister für Verkehr laufend überprüft. 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß dieser Zustand keine ausrei- 
chende Lösung des Problems darstellt. Die Bundesregierung ist ferner der 
Ansicht, daß es Lösungsmöglichkeiten gibt und wird darüber mit der 
DLH Gespräche führen. 
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82. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit und in der Lage, 
auf den Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
(DB) einzuwirken, daß künftig die DB die Ver- 
pachtung von Räumen an Spielautomaten-Zent- 
ren unterläßt? 


83. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß nach den vielfachen Protesten kommunaler 
Stellen (zuletzt der Magistrat der Landeshaupt- 
stadt Wiesbaden) und von Eltern- und Jugend- 
vereinigungen das öffentliche Unternehmen 
Deutsche Bundesbahn auf solche jugendgefähr- 
dende Einrichtungen verzichten müßte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. September 

Das IC-Bedienungsnetz (IC '85) der Deutscher Bundebahn sieht auch im 
Jahresfahrplan 1985/86 die unmittelbare Bedienung des Bahnhofs Wies- 
baden Hbf durch IC-Züge vor. 


84. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Forderung 
der Stadt Wiesbaden und der Wiesbadener Wirt- 
schaft auf Beibehaltung des IC-Anschlusses 
Hauptbahnhof Wiesbaden gegenüber der Deut- 
schen Bundesbahn zu unterstützen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. September 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hält sich bei der Verpachtung von 
Räumen an Spielautomaten-Zentren an die gesetzlichen Bestimmungen. 
Der Bundesminister für Verkehr hat deshalb keine Eingriffsmöglich- 
keiten gegenüber der DB im Wege seiner Rechtsaufsicht. 

Eine Initiative der Bundesregierung, mit einem generellen Verbot zur 
Einrichtung von Spielautomaten-Zentren auf den Vorstand der DB ein- 
zuwirken, ist nicht vorgesehen. 


85. Abgeordneter 

Schmitt 

(Wiesbaden) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, verbindlich er- 
klären zu lassen, daß der IC- Anschluß Wiesba- 
den für die Landeshauptstadt erhalten bleibt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. September 

Die Einrichtung von Spielautomaten-Zentren unterliegt auch im Bereich 
der Deutschen Bundesbahn (DB) den Bestimmungen der Gewerbeord- 
nung. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens obliegt es den regiona- 
len Gewerbeaufsichtsbehörden, die Erfüllung von Jugendschutzbestim- 
mungen zu prüfen. Die DB achtet als öffentliches Unternehmen in beson- 
derem Maße auf die Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen und auf 
die Erfüllung etwaiger Auflagen in ihrem Bereich. 
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86. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft über den 

Dr. Hirsch derzeitigen Planungsstand der A 44 im Bereich 

(FDP) der Städte Düsseldorf, Meerbusch, Krefeld ge- 

ben, insbesondere hinsichtlich des Zeitplanes 
und der zur Erhaltung des niederrheinischen 
Landschaftsbildes notwendigen Entschei- 
dungen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 3. September 

Im Bereich der Städte Krefeld, Meerbusch und Düsseldorf liegen rund 
25 Kilometer der Autobahn A 44, deren Planung und Bau in nachstehend 
genannten fünf Abschnitten durchgeführt wird: 

1. Abzweig Krefeld B 57 — Krefeld— Fischeln (B 9) 

Länge: 6,0 Kilometer, Kosten: 38,7 Millionen DM; 

Stufe I des Bedarfsplans, z. Z. in der Planfeststellung; vorgesehener 
Baubeginn 1987. 

2. Krefeld/Fischeln (B 9) — Strümp (B 222) 

Länge: 3,7 Kilometer, Kosten: 30 Millionen DM, seit 1976 in Verkehr. 

3. Strümp (B 222) — Düsseldorf/Messe (mit Rheinquerung Ilverich) 

Länge: 5,0 Kilometer, Kosten: 340 Millionen DM; 

Stufe I des Bedarfsplans; Baubeginn: Ende 80er/Beginn 90er Jahre. 

Entscheidung über Art der Rheinquerung im Jahre 1981: Brückenlö- 
sung mit auf linker Rheinseite anschließender Führung der Trasse 
etwa in Geländehöhe. Zur Zeit Aufstellung landschaftspflegeri- 
scher Begleitpläne zur Erhaltung des niederrheinischen Landschafts- 
bildes; außerdem Gutachten zur Grundwassersituation im Bereich der 
Rheinschlinge bei Ilverich in Arbeit. 

4. Düsseldorf/Messe — Düsseldorf/Lichtenbroich (A 52) (Bereich Flug- 
hafen) 

Länge: 5,5 Kilometer, Kosten: rund 350 Millionen DM; 

Stufe I des Bedarfsplans, teilweise in Bau mit dem Ziel einer Fertig- 
stellung 1984/85, teilweise in Entwurfsbearbeitung. Gesamtfertig- 
stellung Anfang der 90er Jahre angestrebt. 

5. Düsseldorf/Lichtenbroich (A 52) — Düsseldorf/Reichswaldallee 
Länge: 4,9 PCilometer, Kosten: 225 Millionen DM; 

Stufe I des Bedarfsplans; z. Z. Planfeststellungsverfahren; Baubeginn 
im 4. Fünfjahresplan (1986 bis 1990). 

Noch erforderliche Entscheidungen im Rahmen der Entwurfsbearbei- 
tung hinsichtlich der genauen Gradientenhöhe und Details der Aus- 
führung (landschaftspflegerischer Begleitplan, Lärmschutz) werden in 
Abstimmung mit der Straßenbauverwaltung des Landes Nordrhein- 
Westfalen erfolgen. Anschließend wird das Planfeststellungsverfahren 
durchgeführt, in dem alle vom Plan Betroffenen ihre Bedenken und 
Anregungen äußern können. 


87. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Vor- 
stand der Deutschen Bundesbahn plant, bis zum 
Jahre 1990 die Instandhaltung der verbliebenen 
91 Elektro-Loks vom Bahnbetriebswerk Bebra 
abzuziehen und daß dadurch erneut Arbeitsplät- 
ze vernichtet werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Nach Mitteilung der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn (DB) 
soll nach dem derzeitigen Planungsstand im Rahmen der Neuorganisa- 
tion des maschinen- und elektrotechnischen Dienstes das Betriebswerk 
Bebra langfristig bestehen bleiben. 

Über eine Umbeheimatung elektrischer Lokomotiven vom Betriebswerk 
Bebra zu anderen Dienststellen hat der Vorstand der DB bisher noch nicht 
entschieden. 


88. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 

Dr. Enders ergreifen, um diese dem Zonenrandförderungs- 

(SPD) gesetz widersprechende Absicht zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Der Bundesminister für Verkehr hat die Deutsche Bundesbahn (DB) am 
8. Januar 1983 gebeten, bei ihren Planungen und Maßnahmen, die das 
Zonenrandgebiet betreffen, besonders zu prüfen, ob ein gleiches oder 
annähernd vergleichbares Ergebnis für die Wirtschaftsführung der DB 
dadurch zu erzielen ist, daß den Zielsetzungen in § 1 Abs. 2 des Zonen- 
randförderungsgesetzes entsprochen wird. 


89. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, ob, wie häufig 
und wann Schiffe mit radioaktiver Ladung deut- 
sche Hoheitsgewässer durchfahren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Für Transporte von Kernbrennstoffen liegen genaue Angaben vor, weil 
diese nach dem Atomgesetz genehmigungspflichtig sind. Eine Melde- 
pflicht für jeden einzelnen Transport wird von der zuständigen Genehmi- 
gungsbehörde, der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt, allerdings 
nur für Transporte mit höherem Gefährdungspotential gefordert, d. h. für 
solche Transporte, die einer nuklearen Sicherheitsklasse nach den Beför- 
derungsvorschriften unterliegen. Nach den Unterlagen dieser Bundesbe- 
hörde sind Transporte mit Kernbrennstoffen, die einer nuklearen Sicher- 
heitsklasse unterliegen, in folgendem Umfang durchgeführt worden: 

Transporte insgesamt/ davon Seetransporte 


1981 

1283 

104 

1982 

1554 

128 

1983 

1583 

134 

1984 (bis Ende August) 

(Zahlenangaben fehlen 
hierzu zur Zeit noch) 

95 


Außerdem ist der Umschlag radioaktiver Ladungen nach den Sicherheits- 
vorschriften der deutschen Seehäfen den Hafenbehörden gesondert zu 
melden. Nach Angaben der Hafenbehörden findet z. B. in Bremen und 
Hamburg folgender Umschlag radioaktiver Ladung statt: 

- Bremen, 1984 bis Ende August, 1421 Kilogramm einschließlich Um- 
schließung, 
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- Bremerhaven, 1984 bis Ende August, 1 852 922 Kilogramm einschließ- 
lich Umschließung, 

— Hamburg, 1983, insgesamt 111 Transporte, davon 27 Transporte mit 
Uranhexafluorid, davon wiederum 13 Transporte im Transit. 


90. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Welche Sicherheitsvorkehrungen hat die Bun- 
desregierung zusammen mit den Küstenländern 
getroffen, um Kollisionen solcher Frachter mit 
anderen Schiffen nach Möglichkeit zu ver- 
meiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Zur Herabsetzung der mit der Zunahme des Transports gefärhlicher 
Güter, aber auch mit den angewachsenen Schiffsgrößen bestehenden 
Gefahren im Schiffsverkehr sind in den letzten Jahren eine Reihe von 
Maßnahmen durchgeführt bzw. eingeleitet worden, u. a. 

- zusätzliche nationale Regelungen für die besonderen Gegebenheiten 
der deutschen Seeschiffahrtstraßen (Seeschiffahrtstraßen-Ordnung) in 
Ergänzung der internationalen Seestraßenordnung und Einrichtung 
von Verkehrstrennungsgebieten, 

- Ausbau eines leistungsfähigen Seelotswesens, 

- Ausbau und Unterhaltung der Seeschiffahrtstraßen Ems, Jade, Weser, 
Elbe und des Nord-Ostsee-Kanals, 

- Ausbau und Modernisierung des Seezeichenwesens. 

Hervorzuheben ist die Einrichtung eines Systems von Revierzentralen, 
die durchgehend besetzt sind und mit der Schiffahrt über UKW-Sprech- 
funk in Verbindung stehen. Alle Schiffe über 50 Meter Länge haben sich 
bei diesen Zentralen im Rahmen eines schiffahrtspolizeilichen Meldever- 
fahrens zu melden. Einer besonderen Meldepflicht unterliegen Schiffe, 
die bestimmte gefährliche Stoffe als Massengüter befördern sowie Gas- 
und Öltanker und Reaktorschiffe. Durch die allgemeine Verkehrsüber- 
wachung werden lenkende Maßnahmen bei sich anbahnenden gefährli- 
chen Situationen ermöglicht. Bei schlechter Sicht beraten zusätzlich Lot- 
sen unter Benutzung der Radargeräte der Revierzentralen die Schiffahrt. 
Die Erweiterung dieses Verkehrssicherungssystems auf die innere Deut- 
sche Bucht steht kurz bevor. 

Eine darüber hinausgehende gesonderte Behandlung von Schiffen, die 
radioaktives Material befördern, besteht nicht. Die für die Beförderung 
dieser Güter bestehenden Verpackungs- und weiteren Sicherheitsvor- 
schriften gewährleisten ein hohes Maß an Sicherheit, so daß mit der 
Freisetzung schädlicher radioaktiver Strahlung nicht zu rechnen ist. 


91. Abgeordneter 

Schäfer 

(Offenburg) 

(SPD) 


Gibt es Katastrophenpläne der Bundesregierung 
und der Küstenländer für den Fall einer Havarie 
mit anschließender radioaktiver Verseuchung 
des Meerwassers, und wie sehen diese Pläne 
aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 5. September 

Zur Vorbereitung der Katastrophenschutzmaßnahmen sind in den Län- 
dern allgemeine Katastrophenabwehrpläne und, soweit eine spezifische 
Gefährdungslage dies erfordert, besondere Katastrophenschutzpläne 
aufgestellt. 
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So gibt es für Schiffsunfälle jeweils einen allgemeinen Katastrophena- 
larmplan für den Nordsee- und den Ostseebereich, der zwischen den 
betreffenden Behörden der Küstenländer und der Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung des Bundes abgestimmt ist. 

Im Bereich der friedlichen Nutzung der Kernenergie werden besondere 
Katastrophenschutzpläne nur für solche Situationen erstellt, bei denen 
eine unmittelbare Gefährdung solchen Ausmaßes nicht auszuschließen 
ist, daß eine Bekämpfung mit besonderen Mitteln, die über die allge- 
meine Katastrophenschutzvorsorge hinausgehen, notwendig werden 
kann. Da bei der Beförderung radioaktiver Stoffe durch die international 
geltenden Anforderungen an Verpackung und Inhalt sichergestellt ist, 
daß derartige Gefahrensituationen nach dem derzeitigen Erkenntnis- 
stand nicht auftreten können, gibt es hierfür keine besonderen Katastro- 
phenschutzpläne. 

Unbeschadet dessen ist allgemein noch auf folgendes hinzuweisen: 

Beim Deutschen Hydrographischen Insitut ist durch einen Alarmplan 
sichergestellt, daß bei einem Unfall mit radioaktiven Stoffen unverzüglich 
Messungen auf See eingeleitet werden können. Unabhängig hiervon 
mißt das Deutsche Hydographische Institut regelmäßig auf festen Meßpo- 
sitionen vor der deutschen Küste und auf drei Schiffen des instituts im 
oberflächennahen Bereich die Radioaktivität des Wassers. 

Ferner können die zuständigen Länderbehörden bei Bedarf im Wege der 
Amtshüfe Unterstützung durch Fachleute von Bundeseinrichtungen wie 
z. B. der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt und der Bundesanstalt 
für Materialprüfung anfordern. 

Im übrigen hat der Bund das von ihm für den Verteidigungsfall vorgehal- 
tene ABC-Potential des Katastrophenschutzes den Ländern kostenlos zur 
Verfügung gestellt. 


92. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


In welchen europäischen Ländern werden 
Schwerverkehrsabgaben für den Lastkraftwa- 
gen-Verkehr erhoben, gegebenenfalls nach wel- 
chem System? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. September 

In Österreich wird zur Zeit neben den zu entrichteten Autobahn-Be- 
nutzungsgebühren ein sogenannter Straßenverkehrsbeitrag vom Last- 
kraftwagen-Verkehr erhoben; er bemißt sich nach den gefahrenen Nutz- 
last-Tonnenkilometern und darf einen Pauschalbetrag pro Kalendermo- 
nat und Lastkraftwagen nicht überschreiten. 

Die Schweiz beabsichtigt, am 1. Januar 1985 eine sogenannte Schwerver- 
kehrsabgabe (für Lastkraftwagen und Kraftomnibusse) zur Benutzung 
aller Straßen einzuführen. Diese Abgabe soll als Jahresabgabe wie eine 
Kraftfahrzeug- Steuer erhoben werden, stellt - unabhängig von der Fahr- 
leistung - allein auf das höchstzulässige Gewicht des Fahrzeugs ab und 
kann auch für kurze Zeiträume, z. B. für einzelne Tage oder für Einzel- 
fahrten, erhoben werden. Ab demselben Zeitpunkt wird für den Perso- 
nenkraftwagen-Verkehr zur Benutzung der Autobahnen als Abgabe die 
sogenannte Autobahn-Vignette eingeführt werden. 

In Jugoslawien wird von deutschen Fahrzeugen eine leistungsabhängige 
Straßenabgabe erhoben, weil Jugoslawien und die Bundesrepublik 
Deutschland noch kein Kraftfahrzeug-Steuerbefreiungsabkommen 
geschlossen haben. 
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93. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Werden deutsche Lastkraftwagen-Unternehmer 
durch die Erhebung von Schwerverkehrsabga- 
ben im Ausland stärker als die jeweiligen inlän- 
dischen Transportunternehmer belastet, und wie 
beurteilt die Bundesregierung gegebenenfalls 
diesen Umstand im Hinblick auf die angestrebte 
Harmonisierung der Verkehrsmarktordnungen 
in Europa? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. September 

Sowohl der österreichische Straßenverkehrsbeitrag als auch die schwei- 
zerische Schwerverkehrsabgabe werden gleichermaßen auf in- und aus- 
ländische Fahrzeuge angewandt. Insofern werden dort deutsche Last- 
kraftwagen nicht diskriminiert. 

Jedoch bewirkt der monatliche österreichische Pauschalbetrag eine 
degressive Belastung pro gefahrene Tonnenkilometer, sofern diese grö- 
ßer sind als dem Pauschalbetrag entsprechend. Davon profitieren natur- 
gemäß die in Österreich zugelassenen Fahrzeuge mehr als ausländische. 
Ebenso wird in der Schweiz derjenige, der den Jahresbetrag der Schwer- 
verkehrsabgabe entrichtet, gegenüber dem Lastkraftwagen-Unterneh- 
mer, der Einzelfahrten oder Tagessätze abrechnet, begünstigt werden. 

Unabhängig von der Frage der Diskriminierung erschwert jede neue 
Straßenabgabe die Harmonisierung der Verkehrsmarktordnung in 
Europa. Durch solche Maßnahmen wird das mit Steuerbefreiungsabkom- 
men angestrebte Ziel, jedes im grenzüberschreitenden Verkehr einge- 
setzte Fahrzeug jeweils nur in seinem Heimatland mit straßenbezogenen 
Abgaben zu belasten, unterlaufen. Die Bundesregierung ist deshalb 
bemüht, alle internationalen Kontakte dahin gehend zu nutzen, daß 
sich diese Entwicklung in Europa nicht fortsetzt; sie setzt sich insbeson- 
dere im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften und der Europäi- 
schen Konferenz der Verkehrsminister für eine Angleichung der Wett- 
bewerbsbedingungen auf dem Gebiet der Wegekosten ein. 


94. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Lattmann vorgesehen, um die beträchtliche Umweltbela- 

(CDU/CSU) stung durch Diesellokomotiven der Deutschen 

Bundesbahn spürbar zu verringern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 6. September 

Der Internationale Eisenbahnverband (UIC) hat bereits vor Jahren für die 
Abgase von Dieselmotoren in Schienenfahrzeugen Grenzwerte für Koh- 
lenmonoxyd (CO), Kohlenwasserstoff (CH) und Stickoxyde (NOx) fest- 
gelegt. Diese tragen den vom Straßenverkehr abweichenden Bedingun- 
gen beim Betriebseinsatz der Dieselmotoren auf der Schiene Rechnung 
und liegen wesentlich unter den Werten für Kraftfahrzeug-Dieselmo- 
toren, die die künftige ECE-Regelung Nr. 49 vorschreiben wird: 


g/kWH 



CO 

CH 

NO, 

ECE-Reg. Nr. 49 

14,0 

3,5 

18 

Dieseltriebfahrzeuge 




der Deutschen Bundesbahn (DB) 

2,5 

1,0 

11 


Vom Gesamtdieselkraftstoffverbrauch im binnenländischen Verkehr ent- 
fallen im übrigen nur 4 v. H. auf Schienenfahrzeuge der DB. 
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Für die Begrenzung der Geräuschemissionen von Schienenfahrzeugen 
bereitet der Rat der EG derzeit eine Gemeinschaftsregelung vor, die zu 
gegebener Zeit in nationales Recht übernommen werden soll. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 


Wie rechtfertigt die Deutsche Bundespost wei- 
terhin die Erhebung eines Eilbrief-Zuschlags von 
3,50 DM, obwohl laut einer Untersuchung des 
Instituts für Angewandte Verbraucherforschung 
in Köln der Eilbriefzuschlag keine Garantie mehr 
dafür bietet, einen Empfänger innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland am gleichen Tag 
zu erreichen, auch die Zustellung am nächsten 
Tag nicht gewährleistet werden kann, da 
20 V. H. der von Köln abgesandten Eilbriefe den 
Empfänger erst am zweiten Tag nach Briefein- 
wurf erreichten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 31. August 

Briefe mit Eilzustellung werden zusammen mit den übrigen Briefen mit 
den der Deutschen Bundespost (DBP) zur Verfügung stehenden 
schnellstmöglichen Verbindungen zum Bestimmungsort transportiert. 
Dort werden sie dem Empfänger durch besonderen Boten zugestellt. Für 
diese Sonderleistung wird die Eilzustellgebühr von 3,50 DM erhoben. 

Die Ergebnisse des Laufzeitprüfsystems DBP weisen aus, daß im Bundes- 
durchschnitt 96,7 V. H. aller Eilbriefsendungen den Empfänger am näch- 
sten Tag (E + 1) erreichen. Dieser Bundesdurchschnitt schließt nicht aus, 
daß in einzelnen Verkehrsrelationen schlechtere Ergebnisse erzielt 
werden. 

Aber selbst in solchen Relationen treffen Aussagen nicht zu, wonach 
nur 80 v. H. der Eilbriefsendungen die Laufzeit von E + 1 erreichen. 


95. Abgeordnete 

Frau 

Reetz 

(DIE GRÜNEN) 


96. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


Wie ist die Entscheidung des Bundesministers 
für das Post- und Fernmeldewesen über die er- 
hebliche Senkung der Gebühren für Breitband- 
kabelanschlüsse innerhalb des Bundeskabinetts 
abgestimmt worden? 


97. Abgeordneter 

Zander 

(SPD) 


ln welcher Form und mit welchem sachlichen 
Inhalt ist die Stellungnahme des Bundesfinanz- 
ministers dazu erfolgt? 


98. Abgeordneter 

Zander 


(SPD) 


Hält der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen eine zeitliche Verlängerung der 
Gebührensenkung für die Verkabelung für mög- 
lich, wenn der Ablauf des jetzt für ein Jahr be- 
gonnenen „Betriebsversuchs" die fundamentale 
Tatsache erneut bestätigen sollte, daß die Nach- 
frage steigt, wenn der Preis für eine Ware dra- 
stisch gesenkt wird? 
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99. Abgeordneter Wie wirkt sich der einjährige „Betriebsversuch'' 

Zander auf die Kalkulationen der Deutschen Bundespost 

(SPD) aus, und welche Auswirkungen für den Bundes- 

haushalt sind davon mittelfristig zu erwarten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 31* August 

Nach den Bedingungen des Betriebsversuchs ist vorgesehen, daß die 
Deutsche Bundespost (DBP) für den Anschluß größerer Wohnanlagen 
geeignete Breitbandanschlußstellen errichtet und an diese private Breit- 
bandanlagen anschließt. Insoweit ähnelt die Regelung den Kooperations- 
modellen A und B, bei denen - gleichfalls abweichend von den in § 49 a 
Fernmeldeordnung geregelten Anschlüssen an örtliche Breitbandnetze - 
höherwertige Übergabepunkt zur Verfügung gestellt werden, an die 
private Netze angeschlossen werden sollen. Während allerdings die 
Kooperationsmodelle ausschließlich die private Verkabelung in der 
Netzebene 3 zum Gegenstand haben, begünstigt die Regelung des Be- 
triebsversuchs private Verkabelungen im wesentlichen in der Netz- 
ebene 4, d. h. auf den privaten Grundstücken. 

Weiterhin soll der Vertragspartner bei dem Betrieb sversuch im Gegen- 
satz zu den Pflichten des normalen Breitbandanschlußnehmers zusätzli- 
che Leistungen erbringen. Er garantiert der DBP für 80 v. H. der Wohn- 
einheiten die laufenden Gebühreneinnahmen ohne Rücksicht darauf, wie 
viele Wohneinheiten tatsächlich angeschlossen sind. Damit entlastet er 
die DBP zugleich von den sonst erforderlichen Verwaltungstätigkeiten 
des Anmelde- und Änderungsdienstes. 

Die beschriebenen besonderen Bedingungen rechtfertigen es, ein beson- 
deres Leistungsangebot anzunehmen, für das konsequenterweise auch 
besondere von den verordneten Gebühren abweichende Entgelte vorge- 
sehen sind. 

Ziel des auf ein Jahr befristeten Betriebsversuchs ist es, die Akzeptanz 
dieser Dienstleistungsvariante zu erproben. Zugleich sollen betriebliche 
Erfahrungen gesammelt werden, wieweit größere Wohnanlagen an nur 
einen Übergabepunkt angeschlossen werden können. 

Eine gesonderte Abstimmung innerhalb des Bundeskabinetts und mit 
dem Bundesfinanzminister war nicht notwendig. Allerdings erfolgte eine 
Information in der Kabinettsitzung am 28. August 1984. Bei erfolgreichem 
Verlauf des Betriebsversuchs ist die Übernahme in eine verordnungsmä- 
ßige Regelung - mit eventuell notwendigen Korrekturen aus den Erfah- 
rungen des Betriebsversuchs- vorgesehen. Die hierfür notwendigen 
Abstimmungen mit den betroffenen Ressorts werden rechtzeitig einge- 
leitet. 

Die Kalkulationen gehen davon aus, daß die Rentabilität der Netze 
wegen der sofort erreichbaren hohen Anschlußdichte von 80 v. H. schnel- 
ler steigt. Es werden keine negativen Auswirkungen auf den Bundes- 
haushalt erwartet. 


100. Abgeordneter 

Liedtke 

(SPD) 


Die Bundesregierung hat ihren Betriebsversuch 
„Verkabelung" mit Rentabilitätsüberlegungen 
begründet. Wie sehen die Rentabilitätsüberle- 
gungen im einzelnen aus und mit welcher Erhö- 
hung der Anschlußdichte wird konkret ge- 
rechnet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3. September 

Generell ist festzustellen, daß der, Ausbau der Breitbandverkabelung 
rentabilitätsorientiert erfolgt. Das gilt auch für den Betriebsversuch 
„Wohnanlagen". 

Die Versuchsregelung sieht vor, daß die zu erhebenden laufenden 
Gebühren auf eine Anschlußdichte von sogleich 80 v. H. der Wohnein- 
heiten des Gebäudes bezogen werden, während außerhallb des Betriebs- 
versuchs mit einem allmählichen Anstieg der Anschlußdichte gerechnet 
wird. Der Barwertüberschuß gegenüber den Gebühren der Fernmelde- 
ordnung beträgt bei einer Laufzeit von zehn Jahren ca. 2 000 DM je 
Vertrag. 

Sollte diese Regelung jedoch generell eingeführt werden, ist mittelfristig 
ein finanzieller Mehrerlös von mehreren 100 Millionen DM zu erwarten. 


101. Abgeordneter 

Liedtke 

(SPD) 


Mit welcher Gebührenerhöhung zu welchem 
Zeitpunkt sollen die durch die „Billigaktion" ent- 
stehenden Mindereinnahmen ausgeglichen wer- 
den, um die vom Bundespostministerium unter- 
stellte, aber vom Bundesrechnungshof bezwei- 
felte Rentabilität zu erreichen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 3. September 

Durch den Betrieb sversuch entstehen der Deutsche Bundespost keine 
Mindereinnahmen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


102. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Bundesminister Dr. Schneider, daß der Markt 
„sozial blind" ist, und welche Konsequenzen 
zieht sie daraus für ihre Wohnungspolitik? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 4. September 

Bundesminister Dr. Schneider hat sich in seiner Rede am 2. Juli 1984 vor 
dem Verband Württembergischer Wohnungsunternehmen in Stuttgart zu 
Fragen einer sozialen Wohnungsmarktwirtschaft geäußert. Er hat in die- 
sem Zusammenhang wörtlich festgestellt: „Die Praxis lehrt aber nun 
einmal, daß der Markt sozial blind ist, und deshalb eine Marktwirtschaft 
der Ergänzung durch Regelungen bedarf, die einen sozialen Ausgleich 
schaffen. " 

Die marktwirtschaftlich ausgerichtete Wohnungspolitik der Bundesregie- 
rung achtet deshalb auf die notwendigen sozialen Korrekturen durch 
staatliche Hilfen. Sozialer Wohnungsbau und Wohngeld gehören zur Idee 
der sozialen Wohnungsmarktwirtschaft. 
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103, Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Sperling das bis 1983 gültige Mietrecht eine marktgerech- 

(SPD) te Entwicklung der Wohnungsmieten verhindert 

hat und die jetzt regional erkennbaren Preisbe- 
ruhigungstendenzen auf das neue Mietrecht zu- 
rückzuführen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 4. September 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das bis 1983 gültige Miet- 
recht eine marktgerechte Entwicklung der Bestandsmieten verhindert 
hat. Dadurch sind Inhaber preiswerter Mietwohnungen zu Lasten von 
Haushalten, die erstmals eigenen Wohnraum benötigen, oder die aus 
beruflichen Gründen umziehen mußten, begünstigt worden. Gleichzeitig 
wurde damit die für potentielle Investoren wichtige Möglichkeit eines 
„Ertragsausgleichs über Zeit" beschnitten. 

Die jetzt regional - insbesondere bei Erstvermietungen - erkennbaren 
Preisberuhigungstendenzen sind darauf zurückzuführen, daß ein auch 
infolge der Mietrechtsänderungen stellenweise stark gestiegenes Ange- 
bot an Mietwohnungen aus der Neubautätigkeit auf eine vorsichtigere 
und kritischere Nachfrage trifft. 


104. Abgeordneter Kann die Bundesregierung nunmehr konkret 

Meininghaus Termine für die Vorlage und das Inkrafttreten 

(SPD) der nächsten Wohngeldnovelle und die Höhe der 

finanziellen Aufstockung des Wohngeldes 
nennen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 31. August 

Die Bundesregierung hat am 3. Juli 1984 den Bundesminister für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau beauftragt, Anfang 1985 in Abstim- 
mung mit dem Bundesminister der Finanzen den Entwurf einer Wohn- 
geldnovelle vorzulegen. Die geplanten Leistungsverbesserungen sollen 
nach dem Beschluß der Bundesregierung zum 1. Juli 1986 wirksam wer- 
den und im ersten Jahr der vollen Wirksamkeit der Novelle, also 1987, zu 
Wohngeldmehrausgaben bei Bund und Ländern von 700 Millionen DM 
{Bundesanteil: 350 Millionen DM) führen. 


105. Abgeordneter Kann die Bundesregierung konkrete Angaben 

Menzel dazu machen, in welchem Maße die Mietent- 

(SPD) Wicklung in den Ballungsgebieten vor allem im 

Bereich preiswerter Altbauwohnungen von der 
Entwicklung des allgemeinen Mietindex ab- 
weicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 31. August 

Für die Beobachtung der Mietenentwicklung stehen der Bundesregie- 
rung nur wenige Datenquellen zur Verfügung. 

Die aktuellsten Informationen bietet der Mietindex, der als Teil des 
Preisindex für die Lebenshaltung die Preisveränderungen eines qualitäts- 
konstanten Wohnungsbestandes monatlich ausweist. Dieser Index läßt 
jedoch keine regionalisierten Aussagen zu, so daß für die Antwort auf 
Ihre Frage die Informationen aus der Wohnungsstichprobe 1978 und dem 
Mikrozensus 1982 herangezogen werden müssen. 
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Anders als der Mietindex erfassen die genannten Stichproben jedoch 
auch durch Qualitätsverbesserungen bedingte Veränderungen der 
Mieten. 


Die folgende Übersicht stützt sich auf einen Vergleich der Daten aus der 
1 Prozent-Wohnungsstichprobe 1978 und der Ergänzungserhebung zum 
Mikrozensus 1982. 



Durchschnittliche Miete im Altbau 

Gemeindegrößenklassen 

1978 

1982 

Steigerung 
in V. H. 

unter 20 000 Einwohner 

2,90 DM/m'-^ 

3,73 DM/m^ 

28,6 

20 000 bis 100 000 Einwohner 

3,28 DM/m^ 

4,15 DM/m^ 

26,5 

über 100000 Einwohner 

3,77 DM/m^ 

4,79 DM/m^ 

27,1 

zusammen 

3,47 DM/m^ 

4,44 DM/m'-^ 

28,0 


Die reine Mietsteigerung wird hier allerdings um fast ein Drittel zu hoch 
ausgewiesen. 

Im Durchschnitt ist der Mietindex für Altbauwohnungen gleicher Qualität 
im Zeitraum von 1978 bis 1982 nur um 20 v. H. gestiegen; die darüber 
hinausgehende Mietsteigerung hat ihren Grund in der Qualitätsverbes- 
serung des Wohnungsbestandes. 

Es zeigt sich, daß die Mietentwicklung nach Gemeindegrößenklassen 
keine großen Abweichungen erkennen läßt. In kleinen Gemeinden stie- 
gen die Durchschnittsmieten des Altbaus etwas schneller als in Großstäd- 
ten - allerdings auf deutlich niedrigerem Niveau. In Großstädten mit 
100000 und mehr Einwohnern hatten 1978 rund 80 v. H. der Altbauwoh- 
nungen eine Miete unter 5,00 DM/m^, im Jahr 1982 betrug der Anteil 
noch 60 V. H. 

Diese Verteilung spricht angesichts der allgemeinen Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten für eine ruhige und nicht vom allgemeinen Trend 
abweichende Entwicklung der Mieten. 


106. Abgeordneter 

Meininghaus 

(SPD) 


Mit welchen Stelleneinsparungen rechnet die 
Bundesregierung mittel- und langfristig durch 
den Abbau von Vorschriften und Normen im 
Baubereich auf Bundesebene? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 4. September 


Die Bundesregierung erwartet von einer durchgreifenden Vereinfachung 
von Recht und Verwaltung im Städtebau, Bau- und Wohnungswesen vor 
allem eine ganz wesentliche Entlastung des Bürgers und der Wirtschaft. 

Sie erwartet mittel- und langfristig aber auch eine nicht unerhebliche 
Entlastung der für das Bauen zuständigen Verwaltungen. Diese Verwal- 
tungen sind Einrichtungen der Länder, der Kreise und der Gemeinden. 
Die Bundesregierung geht davon aus, daß diese Gebietskörperschaften 
die zu erwartende Verwaltungsentlastung in ihren Zuständigkeitsberei- 
chen auch zu Stelleneinsparungen nutzen werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Biidung 
und Wissenschaft 


107. Abgeordneter 
Dr.-Ing. Kansy 

(CDU/CSU) 


Wie viele Ingenieure, aufgeteilt in die verschie- 
denen Fachrichtungen, und wie viele Architek- 
ten stehen in der Bundesrepublik Deutschland 
zur Zeit im Berufsleben und wie viele sind ar- 
beitslos? 


108. Abgeordneter Wie viele befinden sich zur Zeit an Universitäten, 

Dr.-Ing. Kansy Hochschulen und Fachhochschulen in der Aus- 

(CDU/CSU) biidung? 


109. Abgeordneter 

Dr.-Ing. Kansy 

(CDU/CSU) 


In welchen Fachrichtungen vermutet die Bun- 
desregierung im Hinblick auf den künftigen Be- 
darf eine unzureichende, in welchen eine ange- 
messene und in welchen eine überhöhte Anzahl 
von Studierenden? 


110. Abgeordneter Welches werden vermutlich die künftigen 

Dr.-Ing. Kansy Schwerpunkte der Beschäftigung sein, und wel- 

(CDU/CSU) che Kenntnisse neben dem technischen Fach- 

wissen werden besonders benötigt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 5. September 

Durch die wiederholte Verschiebung der ursprünglich bereits für 1980 
vorgesehenen neuen Volks- und Berufszählung (die letzte Zählung 
wurde 1970 durchgeführt und ist in den Ergebnissen inzwischen veraltet) 
gibt es keine aktuellen, tief aufgliederbaren Bestandsdaten über die 
Erwerbspersonen mit bestimmten Studienabschlüssen und Berufstätig- 
keiten; dies gilt auch für die Ingenieure. 

Angaben aus dem Mikrozensus beruhen nur auf einer 1 Prozent-Stich- 
probe, die keine sehr tiefen Aufgliederungen zuläßt, (z. B. nach Alter, 
Geschlecht, Wirtschaftszweig), zudem sind als Folge der Diskussion über 
das Volkszählungsgesetz 1983 auch die Mikrozensen 1983 und 1984 
ausgefallen. 

Da die gegenwärtigen Bestandszahlen nicht genau bekannt sind, ist eine 
zuverlässige Abschätzung des künftigen Bedarfs an Ingenieuren in ein- 
zelnen Fachrichtungen - von den sonstigen Schwierigkeiten einer 
Bedarfsprognose ganz abgesehen^) - schon aus diesem Grunde kaum 
möglich. 

Mit diesem Vorbehalt zur Datenlage beantworte ich die einzelnen Fragen 
wie folgt: 


^) Die Probleme bei der Erstellung, Beurteilung und Verwendbarkeit von Bedarf- 
sprognosen sind ausführlich in dem Bericht des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft an den Bundestagsausschuß für Bildung und Wissenschaft 
zum Thema „Stand, Entwicklung und Ergebnisse der Prognoseforschung zum 
künftigen Arbeitskräfte- und Qualifikationsbedarf" (Bundestags- Ausschuß- 
drucksache Nr. 150 vom 22. August 1980) beschrieben. 
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noch Antwort zu Frage 107 

Der letzte vorliegende Mikrozensus 1982 weist folgende Angaben für die 
erwerbstätigen Ingenieure auf: 

Tabelle 1 


- Erwerbstätige Ingenieure 1982 - 


Berufsordnung, -gruppe 

Erwerbstätige 

insgesamt 

1000 

1 

1 darunter mit 

Fachhoch- 

schulabschluß 

1000 

Hochschul- 

abschluß 

1000 

601 Ingenieure des Maschinen- und Fahrzeugbaus 

71,4 

40,8 

11,8 

602 Elektroingenieure 

67,7 

36,3 

13,3 

603 Architekten, Bauingenieure 

159,3 

81,2 

39,0 

604 Vermessungsingenieure 

15,0 

8,5 

2,8 

605 Bergbau-, Hütten-, Gießereiingenieure 

9,3 

4,4 

1,9 

606 Übrige Fertigungsingenieure 

8,4 

4,5 

1,8 

607 Sonstige Ingenieure 

153,9 

69,3 

26,3 

60 Ingenieure insgesamt * ) 

485,0 

245,0 

96,9 


*) ohne Chemieingenieure, die unter „Chemiker, Chemieingenieure" nachge- 
wiesen werden 

Quelle: Mikrozensus 1982, Stat. Bundesamt 

Tabelle 2 


- Ingenieure im öffenthchen Dienst 
und in den übrigen Wirtschaftsbereichen - 



Anzahl 

in 1 000 

Veränderung 

1982/1970 


1970 

1982 

in V. H. 

öffentlicher Dienst 

92 

108 

+ 17,4 

Übrige Wirtschaftsbereiche 

334 

377 

+ 12,9 

Insgesamt 

426 

485 

+ 13,8 


Quelle: Mikrozensus 1982 


Die Zahl der arbeitslosen Ingenieure betrug nach der letzten vorliegen- 
den sogenannten Strukturanalyse der Bundesanstalt für Arbeit über 
Arbeitslose (Stand September 1983): 


Tabelle 3 

Arbeitslose Ingenieure mit HS-/FHS- Abschluß 
und arbeitslose HS-/FHS- Absolventen insgesamt im September 1983 


Fachrichtung bzw. 
Fachrichtungsgruppe 

Arber 

Fachhochschule 

1000 

tslose mit Abschluß 

Hochschule 

1000 

der 

HS/FHS 

insgesamt 

1000 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in V. H. 

Ingenieure 

12 650 

7 208 

19 858 

+ 28,8 

darunter: Maschinenbau-, 

Fahrzeugbauingenieure 

4 250 

1924 

6174 

+ 54,6 
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noch Tabelle 3 


Fachrichtung bzw. 
Fachrichtungsgruppe 

Arbeit 

Fachhochschule 

1000 

tslose mit Abschluß 

Hochschule 

1000 

der 

HS/FHS 

insgesamt 

1000 

Veränderung 
gegenüber 
Vorjahr 
in V. H. 

Elektroingenieure 

2 402 

1212 

3614 

+ 33,7 

Architekten 

Bauingenieure 

3 692 

2 668 

6360 

+ 11,8 

zum Vergleich: 

Alle Fachrichtungen (Gesamt) 

35 050 

70312 

105 362 

+ 27,6 


Quelle : Sonderuntersuchung der Bundesanstalt für Arbeit und Arbeitslose 
(„ Strukturanalyse ")r September 1983 


Zur Zeit (letzte vorliegende Studentenzahlen vom Wintersemester 1983/ 

84) befinden sind insgesamt 252 771 Studenten der Ingenieurwissen- 
schaften in Ausbildung, davon 119 811 (= 47,4 v. H.) an wissenschaft- 
lichen Hochschulen und 132 960 (= 52,6v. H.) an Fachhochschulen. 

Nähere Aufgliederungen enthält die Tabelle 4. 

Tabelle 4 


Studenten der Ingenieurwissenschaften nach Fachrichtung, 
Geschlecht und Hochschulart im Wintersemester 1982/83 und 1983/84 


Fachrichtung 

Semester 


Geschlecht 


Studenten 


Insgesamt 


darunter 


davon an 


Universitäten 


darunter 


Fachhochschulen 


darunter 


Ingenieurwissenschaften zusammen 


insgesamt 


Ausländer 


insgesamt 


Ausländer 


insgesamt 


Ausländer 


Wintersemester 1983/84 


männlich 

weiblich 

zusammen 


224 682 
28 089 
252 771 


107 795 
12016 
119811 


116887 
16 073 
132 960 


Wintersemster 1982/83 


männlich 

weiblich 

zusammen 


201213 
24 920 
226133 


17 309 
1387 

18 696 


99 628 
10 708 
110 336 


9 828 
785 
10613 


101585 
14 212 
115 797 


7*481 
602 
8 083 


davon in den Fachrichtungen; 
Maschinenbau/Verfahrenstechnik 


männlich 

weiblich 

zusammen 


82 324 
5 447 
87 771 


6685 

276 

6961 


Elektrotechnik 


Architektur/Innenarchitektur 


männlich 

weiblich 

zusammen 

männlich 

weiblich 

zusammen 


58 528 
1567 
60 095 

23 111 
13317 
36428 


4 708 
137 
4 845 

2 039 
689 
2 728 


Bauingenieurwesen 


Nautik/Schiffstechnik 


Raumplanung 


männlich 

25 472 

weiblich 

2817 

zusammen 

28 289 

männlich 

1441 

weiblich 

33 

zusammen 

1474 

männlich 

1567 

weiblich 

492 

zusammen 

2 068 


2 867 
208 

3 075 

146 

4 

150 

111 

26 

137 


38314 
1930 
40 244 

28 297 
722 
29019 

11610 
5 233 
16 843 


3518 
124 
3 642 

2 639 
78 
2717 

956 

365 

1321 


44 010 
3517 
47 527 

30 231 
845 
31076 

11501 
8 084 
19 585 


3 167 
152 
3319 

2 069 
59 

2128 

1083 

324 

1407 


13 601 
1618 
15219 


1840 

151 

1991 


11871 
1 199 
13 070 


1 

1 


027 

57 

084 


401 

18 

419 


104 

3 

107 


1 040 42 

15 1 

1 055 43 


1573 
492 
2 065 


110 

26 

136 


3 1 
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1 Studenten 

Fachrichtung 





davor 

1 an 


Semester 

Geschlecht 

Insgesamt 

Umversitäten 

Fachhochschulen 




darunter 


darunter 


darunter 




Ausländer 

insgesamt 

Ausländer 

insgesamt 

Ausländer 

^ermessungswesen 

männlich 

4518 ^ 

115 

2103 

60 

2415 

55 


weiblich 

886 

18 

348 

10 

538 

8 


zusammen 

5404 

133 

2451 

70 

2953 

63 

Bergbau/Hüttenwesen 

männlich 

3 961 

636 

3447 

599 

514 

37 


weiblich 

247 

27 

233 

26 

14 

1 


zusammen 

4 208 

663 

3 680 

625 

528 

38 

ngenieurwissenschaften allgemein 

männlich 

282 

2 

282 

2 

- — 

— 


weiblich 

114 

2 

114 

2 

— 

— 


zusammen 

396 

4 

396 

4 

— 

— 


Quelle: Statistisches Bundesamt 


Zu Frage 109 

Die zu erwartende Zahl an Absolventen liegt in allen Fachrichtungen 
über dem bloßen Ersatzbedarf, der in den nächsten Jahren durch Aus- 
scheiden älterer erwerbstätiger Ingenieure entstehen wird. Eine unzurei- 
chende Anzahl an Studierenden ist demnach in keiner der Fachrichtun- 
gen gegeben. 

Zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten hängen daher vom Entstehen 
von Zusatzbedarf ab, der wiederum von der konjunkturellen, wirtschaft- 
lichen und technischen Entwicklung, der Wettbewerbsfähigkeit am Welt- 
markt etc. abhängig ist und mittel- bzw. langfristig kaum zuverlässig 
vorhergesagt werden kann. 

Neue technisch- wirtschaftliche Entwicklungen und Anwendungen wie 
Computer aided design (CAD), Computer aided manufacturing (CAM) 
usw. lösen einerseits kurzfristig neuen Bedarf aus, bewirken aber ande- 
rerseits auf mittlere bis längere Sicht auch Freisetzungen von Arbeitskräf- 
ten bis in den Ingenieurbereich hinein. 

Außerdem ist zunächst die Arbeitslosigkeit von Ingenieuren abzubauen. 


Zu Frage 110 

Neben den reinen fachlichen Kenntnissen werden vermutlich die Anfor- 
derungen an sprachliche, soziale und kommunikative Fähigkeiten in 
Zukunft zunehmen. Hierfür sprechen eine Reihe von Gründen; 

- zunehmende Bedeutung des Umweltschutzes, auch in der breiten, 
nichtfachlichen Öffentlichkeit; 

die „Entsorgung'' von Produkten und Verfahren muß - im Zusammen- 
wirken mit regionalen öffentlichen Stellen - künftig von Anfang an 
mit eingeplant werden; 

- Ausbau des technischen Kundendienstes und der Beratung; 

- weiter zunehmende Bedeutung des Exports und der Erschließung 
auch neuer Abnehmerländer oder Kooperationspartner. 

Die damit verbundenen Fragen werden in den Studienreformkommissio- 
nen und in verschiedenen Gremien berufsständischer Organisationen, 
z. B. dem Ausschuß „Bedarfsanalyse" des Vereins Deutscher Ingenieure/ 
VDI, beraten. Eine abschließende Festlegung ist allerdings bisher nicht 
erfolgt und - wenn man die Entwicklung von Tätigkeitsschwerpunkten 
als Prozeß ansieht - auch nur zum Teil zu erwarten. 
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111. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung Pressemeldungen 
bestätigen, wonach trotz der ungünstigen Situa- 
tion auf dem Arbeitsmarkt immer mehr Jugendli- 
che ihre Ausbildung vorzeitig abbrechen, und ist 
ihr bekannt, aus welchen Gründen dies ge- 
schieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 5. September 


Die Zahl der vorzeitig gelösten Ausbildungsverträge hat sich in den 
letzten Jahren nicht signifikant geändert; sie liegt bei etwa 90 000 Ver- 
tragsauflösungen jährlich. Bei der Frage nach dem Grund des vorzeitigen 
Scheiterns so vieler Ausbildungsverhältnisse ist zunächst der Zeitpunkt 
der Vertragslösung zu beachten: Etwa die Hälfte der vorzeitig gelösten 
Ausbildungsverhältnisse fällt in das erste Ausbüdungsjahr, ungefähr ein 
Viertel endet bereits während oder mit Ablauf der Probezeit. Dies deutet 
darauf hin, daß zwischen den Qualifikationsprofilen und den Erwartun- 
gen der Jugendlichen einerseits und den Anforderungsprofilen bzw. der 
Realität der Arbeitswelt andererseits in vielen Fällen erhebliche Unter- 
schiede bestehen, die dann zum Abbruch der Ausbildung führen. 

Einen genaueren Überblick über die Gründe für die Vertragsauflösun- 
gen gibt es nicht, weil die vorzeitige Lösung der Ausbildungsverhält- 
nisse überwiegend im gegenseitigen Einvernehmen oder aber in der 
Probezeit erfolgt. In beiden Fällen braucht weder der Auszubildende 
noch der Ausbildende einen Grund für die Vertragsauflösung anzu- 
geben. 


112. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Welche Maßnahmen plant die Bundesregierung, 
um die Ausbildungsplatzsituation der Jugendli- 
chen zu verbessern und mehr Jugendlichen zu 
einem qualifizierten Ausbildungsabschluß zu 
verhelfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Pfeifer 
vom 5. September 


Die Bundesregierung führt auch in diesem Jahr wieder zahlreiche Maß- 
nahmen durch, um die Ausbildungsplatzsituation der Jugendlichen zu 
verbessern und möglichst allen Jugendlichen zu einem qualifizierten 
Ausbildungsabschluß zu verhelfen. Sie reichen von der Erhöhung der 
eigenen Ausbildungsleistungen über die Verbesserung ausbildungsrele- 
vanter Vorschriften bis hin zu finanzieller Förderung. Als Beispiele nenne 
ich das Benachteiligtenprogramm, die Förderung überbetrieblicher Aus- 
bildungsstätten, die Bildungsbeihilfen, Maßnahmen nach dem Arbeits- 
förderungsgesetz und der regionalen Wirtschaftsförderung. Dafür haben 
Bundesregierung und Bundesanstalt für Arbeit 1984 rund 1,4 Milliarden 
DM bereitgestellt. Damit sind Rahmenbedingungen geschaffen worden, 
durch die eine nochmals erforderliche Steigerung des Ausbildungsplatz- 
angebots ermöglicht wird. Jetzt ist die Wirtschaft zu solidarischem Ver- 
halten aufgefordert. Werden alle durch Vertragsauflösungen - insbeson- 
dere in der Probezeit - freigewordenen Ausbildungsplätze wieder zur 
Nachbesetzung angeboten, dann trägt dies ganz entscheidend zur Ent- 
spannung auf dem Ausbildungsstellenmarkt bei. Die Bundesregierung 
erneuert ihren Appell an die Wirtschaft, durch flexible Personalplanung 
z. B. durch Einrichtung eines zweiten Einstellungstermins nach dem 
30. September zu verhindern, daß verfügbare Ausbildungsplätze nicht 
besetzt werden. 

Eine Übersicht über die vielfältigen Maßnahmen der Bundesregierung ist 
in der im Juli 1984 erschienenen Broschüre des Bundesministeriums für 
Bildung und Wissenschaft „Maßnahmen des Bundes zur Förderung von 
Ausbildungsplätzen'' enthalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


113. Abgeordneter 
Sauermilch 
(DIE GRÜNEN) 


Lag deutschen Bundesbehörden bzw. deren pri- 
vatwirtschaftlich organisierten mehrheitlich im 
Bundesbesitz befindlichen Durchführungsorga- 
nisationen der Antrag eines oder mehrerer chile- 
nischer Unternehmen auf finanzielle oder tech- 
nische Unterstützung aus Bundesn^itteln bei der 
Teilnahme an der Frankfurter Herbstmesse vor? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 31. August 

Ein Antrag auf einen Zuschuß aus Titel 23 02/686 1 1 des Bundeshaushalts 
1984 zu den Kosten der Beteiligung von sechs chilenischen Firmen an der 
Frankfurter Herbstmesse 1984 lag vor. 


114. 


Abgeordneter 

Sauermilch 


(DIE GRÜNEN) 


Wurde einem solchen Antrag stattgegeben ent- 
sprechend der Unterstützung chilenischer Unter- 
nehmen durch den Haushaltstitel „Förderung 
des Handels der Entwicklungsländer" aus dem 
laufenden Einzelplan 23 für die Teilnahme an 
bundesdeutschen Messen (vgl. Antwort der Bun- 
desregierung auf die Kleine Anfrage der Frak- 
tion DIE GRÜNEN „Wiederaufnahme der staatli- 
chen Entwicklungshilfe an Chile")? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 31. August 

Dem in der Antwort zu Frage 113 genannten Antrag wurde stattgegeben. 


115. Abgeordneter Wenn ja, mit welchem Betrag wurde eine solche 

Sauermilch Unterstützung aus Bundesmitteln gewährt? 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 31, August 

20 000 DM. 


116. 


Abgeordneter 

Sauermilch 


(DIE GRÜNEN) 


Liegen darüber hinaus noch weitere, bislang 
noch nicht beschiedene Anträge chilenischer 
Firmen vor? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 31. August 

Nein. 
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117. Abgeordneter Interpretiere ich die Antwort des Staatssekretärs 

Dr. Holtz im Bundesministerium für wirtschaftliche Zu- 

(SPD) sammenarbeit vom 23. August 1984 auf meine 

Schriftliche Anfrage (Drucksache 10/1899) zur 
Durchführung des Beschlusses des Deutschen 
Bundestages vom 19. Januar 1984 auf Drucksa- 
che 10/711 richtig, wenn ich ihr entnehme, daß 
die Bundesregierung zwar bereit ist, bei der Aus- 
arbeitung und Anwendung von Menschen- 
rechtsinstrumenten auf regionaler Ebene in der 
Dritten Welt mitzuwirken, daß sie aber nicht von 
sich aus darauf hizuwirken gedenkt, daß in mög- 
lichst vielen Regionen der Dritten Welt mit der 
Erarbeitung solcher Menschenrechtsinstrumente 
begonnen wird, und die Bundesregierung nicht 
mehr beabsichtigt, sich aktiv für ein Sonderpro- 
gramm zur finanziellen Unterstützung demokra- 
tischer Entwicklungsländer mit niedrigem oder 
mittlerem Einkommen einzusetzen, und wenn 
nein, wie ist die Antwort sonst zu verstehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Köhler 
vom 5. September 

Die Bundesregierung ist auch zu Initiativen bereit, soweit diese Erfolg 
versprechen. Wesentlich ist nicht die Erarbeitung von Texten, sondern 
ihre Anerkennung und Anwendung als politische und rechtliche Norm. 
Die bisherige Umsetzung von Menschenrechts-Instrumenten in Latein- 
amerika und Afrika läßt keine schnellen Erfolge erwarten. Es fehlt 
in den außereuropäischen Regionen vor allem an wirksamen Institutio- 
nen zum Schutz der Menschenrechte. Ein internationaler wirksamer 
Schutz wird in der Regel erst durch einzelstaathche Unterwerfung unter 
die Zuständigkeit entsprechender Kommissionen und Gerichtshöfe 
erreicht. Die Bereitschaft hierzu fehlt noch in vielen Staaten der Dritten 
Welt. 

Die in der Europaratsempfehlung 962.17 IV geforderte Aufnahme inter- 
nationaler Beratungen ist nach Ansicht der Bundesregierung allein noch 
nicht die gegenwärtig gebotene direkte Unterstützung. Die Bundesregie- 
rung fördert bereits ärmere Entwicklungsländer mit demokratischen 
Strukturen in angemessener Weise unmittelbar im Rahmen ihrer bilatera- 
len Hilfe. Da entwicklungspolitische Zusammenarbeit eine Mehrzahl von 
Zielsetzungen und Rahmenbedingungen für die Wirksamkeit dieser 
Zusammenarbeit zu berücksichtigen hat, wird ein entsprechendes, haus- 
haltsmäßig ausgewiesenes Sonderprogramm weder für sinnvoll noch für 
angemessen gehalten. 


Bonn, den 7. September 1984 


Berichtigung 


In der Drucksache 10/1899 müssen die Texte der Fragen 19 und 50 
gegeneinander ausgetauscht werden. 
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